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P9 TA(2021)0025
EU-Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter

Entschliefung des Europidischen Parlaments vom 21. Januar 2021 zu der EU-Strategie fiir die Gleichstellung der
Geschlechter (2019/2169(INI))

(2021/C 456/19)

Das Europdische Parlament,

— gestiitzt auf Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags iiber die Europdische Union und die Artikel 6, 8, 10, 83, 153
und 157 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV),

— gestiitzt auf Artikel 21 und 23 der Charta der Grundrechte der Europiischen Union,

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen fuir nachhaltige Entwicklung und die Ziele fur nachhaltige
Entwicklung (SDG), insbesondere das Ziel Nr. 5 sowie die dazugehorigen Zielvorgaben und Indikatoren,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau (CEDAW),

— unter Hinweis auf die seit 1975 erlassenen Richtlinien der EU zu verschiedenen Aspekten der Gleichbehandlung von
Frauen und Minnern (Richtlinie 79/7/EWG ('), Richtlinie 86/613/EWG (3, Richtlinie 92/85/EWG (*), Richt-
linie 2004/113/EG (¥, Richtlinie 2006/54/EG (°), Richtlinie 2010/18/EU (°) und Richtlinie 2010/41/EU (),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und zur Authebung der
Richtlinie 2010/18/EU des Rates (*) (im Folgenden ,Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben®),

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 14. Marz 2012 fiir eine Richtlinie des Européischen Parlaments
und des Rates zur Gewihrleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Minnern unter den nicht
geschiftsfithrenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern borsennotierter Gesellschaften und tiber damit zusammen-
hangende Mafinahmen (Richtlinie tiber Frauen in Aufsichtsriten) (COM(2012)0614),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekidmpfung von Gewalt gegen Frauen und
hauslicher Gewalt (Ubereinkommen von Istanbul),

— unter Hinweis auf den Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates vom 4. Mirz 2016 iiber den Abschluss des
Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hiuslicher Gewalt
durch die Europdische Union (COM(2016)0109),

— unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 6. Mdrz 2019 mit dem Titel ,2019 Report on
equality between women and men in the EU* (Bericht 2019 iiber die Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der EU)
(SWD(2019)0101),

Q] Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung
von Minnern und Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit (ABI. L 6 vom 10.1.1979, S. 24).

o Richtlinie 86/613/EWG des Rates vom 11. Dezember 1986 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Ménnern und Frauen, die eine selbstidndige Erwerbstitigkeit — auch in der Landwirtschaft — ausiiben, sowie iiber den Mutterschutz
(ABL L 359 vom 19.12.1986, S. 56).

¢) Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 iiber die Durchfithrung von Maffnahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnechmerinnen, Wochnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am
Arbeitsplatz (ABL. L 348 vom 28.11.1992, S. 1).

*) Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Minnern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Giitern und Dienstleistungen (ABL L 373 vom 21.12.2004,
5. 37).

Q! Richtlinie 2006/54EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Mannern und Frauen in Arbeits- und Beschiftigungsfragen (ABL. L 204 vom
26.7.2006, S. 23).

() Richtlinie 2010/18/EU des Rates vom 8. Mirz 2010 zur Durchfithrung der von BUSINESSEUROPE, UEAPME, CEEP und EGB
geschlossenen iiberarbeiteten Rahmenvereinbarung tiber den Elternurlaub und zur Aufthebung der Richtlinie 96/34/EG (ABL L 68
vom 18.3.2010, S. 13).

() Richtlinie 2010/41/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2010 zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Minnern und Frauen, die eine selbstindige Erwerbstdtigkeit ausiiben, und zur Aufhebung der
Richtlinie 86/613/EWG des Rates (ABL L 180 vom 15.7.2010, S. 1).

() ABL L 188 vom 12.7.2019, S. 79.
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— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 13. Februar 2020 zu den Priorititen der EU fir die 64. Tagung der
Kommission der Vereinten Nationen fiir die Rechtsstellung der Frau (%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 30. Januar 2020 zu den Einkommensunterschieden zwischen Frauen und
Minnern (19),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 13. Februar 2019 zur Erfahrung von Gegenreaktionen gegen die Rechte der
Frau und die Gleichstellung der Geschlechter in der EU ('),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 28. November 2019 zum Beitritt der EU zum Ubereinkommen von Istanbul
und zu weiteren Manahmen zur Bekdmpfung geschlechtsspezifischer Gewalt ('2),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 17. April 2018 zur Gleichstellung der Geschlechter in der Medienbranche in
der EU (V3),

— unter Hinweis auf den am 15. Oktober 2019 verdffentlichten Gleichstellungsindex 2019 des Europiischen Instituts fiir
Gleichstellungsfragen (EIGE),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 15. Januar 2019 zu der Gleichstellung der Geschlechter und der
Steuerpolitik in der EU (*4),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 13. Marz 2018 zur Gleichstellung der Geschlechter in Handelsabkommen
der EU (%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 3. Oktober 2017 zur Stirkung der wirtschaftlichen Stellung der Frau im
Privatsektor und im offentlichen Sektor in der EU ('9),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 14. Juni 2017 zur Notwendigkeit einer EU-Strategie zur Beendigung und
Vermeidung des geschlechtsspezifischen Rentengefilles (V7),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 14. Mdrz 2017 zur Gleichstellung von Frauen und Minnern in der
Europdischen Union 2014-2015 (*%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 14. Februar 2017 zur Férderung der Gleichstellung der Geschlechter in den
Bereichen psychische Gesundheit und klinische Forschung (*9),

— unter Hinweis auf das Ubereinkorpmen Nr. 100 der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) iiber die Gleichheit des
Entgelts von 1951 und das TAO-Ubereinkommen Nr. 190 zur Beendigung von Gewalt und Beldstigung von 2019,

— unter Hinweis auf die Empfehlung der Kommission vom 7. Mdrz 2014 zur Stirkung des Grundsatzes des gleichen
Entgelts fir Frauen und Manner durch Transparenz (),

— unter Hinweis auf die Veroffentlichung der Kommission mit dem Titel ,Strategisches Engagement fur die Gleichstellung
der Geschlechter (2016-2019)¢,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. November 2017 mit dem Titel , Aktionsplan der EU 2017-
2019 zur Bekdmpfung des geschlechtsspezifischen Lohngefilles* (COM(2017)0678),

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission aus dem Jahr 2019 @iber die Gleichstellung von Frauen und Ménnern in
der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 13. Juni 2019 zu dem Thema ,Verringerung des Lohngefilles
zwischen Frauen und Minnern: Schliisselpolitiken und -mafinahmen®,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 26. Mai 2016 zu dem Thema ,Armut: eine geschlechtsspezifische
Perspektive (*1),

%) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0039.
%  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0025.
) Angenommene Texte, P§_TA(2019)0111.
) Angenommene Texte, P9_TA(2019)0080.
) ABL C 390 vom 18.11.2019, S. 19.

) Angenommene Texte, P§_TA(2019)0014.
) ABL C 162 vom 10.5.2019, S. 9.
%) ABL C 346 vom 27.9.2018, S. 6.
) ABL C 331 vom 18.9.2018, S. 60.
) ABIL. C 263 vom 25.7.2018, S. 49.
) ABL C 252 vom 18.7.2018, S. 99.
)  ABL L 69 vom 8.3.2014, S. 112.
) ABL C 76 vom 28.2.2018, S. 93.
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— unter Hinweis auf seine EntschliefSung vom 16. November 2017 zu dem Abbau von Ungleichheiten zur Ankurbelung
von Wachstum und Beschiftigung (*),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 26. Februar 2014 zur sexuellen Ausbeutung und Prostitution und deren
Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter (*3),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 19. Januar 2016 zu externen Faktoren, die Hindernisse fiir weibliches
Unternehmertum darstellen (>4),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 4. April 2017 zu Frauen und ihren Rollen in ldandlichen Gebieten (*),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 15. November 2018 zu Betreuungsangeboten in der EU fiir eine verbesserte
Gleichstellung der Geschlechter (29),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 17. April 2020 zu abgestimmten Mafinahmen der EU zur Bekimpfung der
COVID-19-Pandemie und ihrer Folgen (*),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 16. Januar 2018 zu Frauen, die Gleichstellung der Geschlechter und
Klimagerechtigkeit (*%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 28. April 2016 zur Gleichstellung der Geschlechter und Stirkung von
Frauen im digitalen Zeitalter (¥%),

— unter Hinweis auf seine Entschlieffung vom 9. Juni 2015 zu der Strategie der EU fiir die Gleichstellung von Frauen und
Minnern nach 2015 (%9,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Dezember 2019 zu dem Thema ,Gleichstellungsorientierte
Volkswirtschaften in der EU: Der Weg in die Zukunft®,

— unter Hinweis auf die europdische Siule sozialer Rechte, insbesondere die Grundsitze 1, 2, 3, 6, 9, 11, 12 und 15,

— unter Hinweis auf den zweiten EU-Aktionsplan fur die Gleichstellung und die gemeinsame Arbeitsunterlage mit dem
Titel ,Gleichstellung der Geschlechter und Stirkung der Rolle von Frauen: Verdnderung des Lebens von Maddchen und
Frauen mithilfe der EU-AufSenbeziehungen (2016-2020)“ (SWD(2015)0182),

— unter Hinweis auf die Erklirung und Aktionsplattform von Peking sowie die Ergebnisse ihrer Uberpriifungskonferenzen,

— unter Hinweis auf die Internationale Konferenz iiber Bevolkerung und Entwicklung (ICPD), ihr Aktionsprogramm sowie
die Ergebnisse ihrer Uberpriifungskonferenzen,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen von Paris aus dem Jahr 2016, das sich aus dem Rahmeniibereinkommen der
Vereinten Nationen iiber Klimadnderungen (UNFCC) ergibt, und das verbesserte Lima-Arbeitsprogramm zu
Genderfragen sowie dessen Aktionsplan fiir die Gleichstellung der Geschlechter vom Dezember 2019,

— unter Hinweis auf die im Jahr 2014 veroffentlichte Erhebung der Agentur fur Grundrechte (FRA) mit dem Titel ,Gewalt
gegen Frauen: eine EU-weite Erhebung®,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Mirz 2020 mit dem Titel ,,Eine Union der Gleichheit: Strategie
fur die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025“ (COM(2020)0152),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 7. Mai 2020 mit dem
Titel ,Demografische Herausforderungen in der EU unter dem Blickwinkel des Wirtschafts- und Entwicklungsgefalles®,

(*»  ABL C 356 vom 4.10.2018, S. 89.

(¥ ABL C 285 vom 29.8.2017, S. 78.

(*  ABL C 11 vom 12.1.2018, S. 35.

(*)  ABL C 298 vom 23.8.2018, S. 14.

(*)  ABL C 363 vom 28.10.2020, S. 80.

(¥)  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0054.
(%)  ABL C 458 vom 19.12.2018, S. 34.

(*)  ABL C 66 vom 21.2.2018, S. 44.

(%  ABL C 407 vom 4.11.2016, S. 2.
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— unter Hinweis auf die Europdische Charta fiir die Gleichstellung von Frauen und Méannern auf lokaler Ebene,
— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses fur Beschiftigung und soziale Angelegenheiten, des Ausschusses
fur Kultur und Bildung und des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter
(A9-0234/2020),

A. in der Erwidgung, dass das Recht auf Gleichbehandlung ein entscheidendes Grundrecht ist, das in den Vertrdgen der
Europdischen Union und in der Charta der Grundrechte anerkannt und fiir dessen Weiterentwicklung von
wesentlicher Bedeutung ist;

B. in der Erwigung, dass im EU-Gleichstellungsindex 2019 die Mitgliedstaaten durchschnittlich 67,4 von 100 Punkten
erreichten, wobei sich dieser Wert seit 2005 nur um 5,4 Punkte verbessert hat;

C. in der Erwdgung, dass schidliche Strukturen und Stereotypen in der ganzen Welt die Ungleichheit fortbestehen lassen
und dass durch das Aufbrechen dieser Strukturen und Stereotypen die Gleichstellung der Geschlechter gefordert wird;
in der Erwdgung, dass die Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und Investitionen in Frauen und Madchen
nicht nur der Gesellschaft als Ganzes zugutekommt, sondern auch ein Ziel an sich darstellt; in der Erwéigung, dass es
von Bedeutung ist, das Fortbestehen und die Grundursachen des als ,leaky pipeline” bezeichneten Phinomens zu
untersuchen; in der Erwdgung, dass eine starke Frauenrechtsbewegung erforderlich ist, um die demokratischen Werte,
die Grundrechte und insbesondere die Rechte von Frauen zu wahren, und in der Erwidgung, dass Bedrohungen der
Rechte von Frauen auch eine Bedrohung der Demokratie darstellen;

D. in der Erwigung, dass Diskriminierung aufgrund des Geschlechts hdufig mit Diskriminierung aufgrund von
Identitdten wie etwa Geschlecht, Rasse, Hautfarbe, ethnischer oder sozialer Herkunft, genetischen Merkmalen, Sprache,
Religion oder Weltanschauung, politischer oder sonstiger Anschauung, Zugehorigkeit zu einer nationalen Minderheit,
Vermogen, Geburt, Behinderung, Alter, sexueller Ausrichtung, Geschlechtsidentitdt, Geschlechtsausdruck sowie
soziale Stellung und/oder Migrationsstatus in Verbindung steht, was Doppel- und Mehrfachdiskriminierung auslost; in
der Erwidgung, dass eine horizontale, bereichsiibergreifende Perspektive in jeder Gleichstellungspolitik von
wesentlicher Bedeutung ist, um diese vielfdltigen Diskriminierungsbedrohungen zu erkennen und anzugehen; in
der Erwigung, dass im Rahmen der politischen Mafinahmen der EU bisher keinen bereichsiibergreifenden Ansatz
verfolgt wurde und sich hauptsichlich auf die individuelle Dimension der Diskriminierung konzentriert wurde, ohne
ihre institutionellen, strukturellen und historischen Dimensionen zu beriicksichtigen; in der Erwagung, dass die
Anwendung einer bereichsiibergreifenden Analyse es nicht nur ermdglicht, strukturelle Barrieren zu verstehen,
sondern auch Anhaltspunkte fiir die Schaffung von Richtwerten und die Festlegung eines Weges zu strategischen und
wirksamen Mafnahmen gegen systemische Diskriminierung, Ausgrenzung und geschlechtsspezifische Diskrepanzen
bietet, und in der Erwidgung, dass im Rahmen derartiger Bemithungen alle Formen von Diskriminierung angegangen
werden miissen, um die Gleichstellung der Geschlechter fiir alle Frauen zu erreichen;

E. in der Erwidgung, dass die EU wichtige Rechtsvorschriften erlassen und entscheidende Fortschritte auf dem Weg zur
Gleichstellung der Geschlechter erzielt hat; in der Erwdgung, dass diese Bemithungen in den letzten Jahren jedoch
nachgelassen haben, wihrend Bewegungen, die sich gegen gleichstellungspolitische Mafnahmen und die Rechte von
Frauen stellen, sich vervielfacht haben und versuchen, traditionelle Geschlechterrollen wieder zur Norm zu machen,
den Status quo in Frage stellen und weitere Fortschritte blockieren; in der Erwdgung, dass diese Bewegungen, die sich
gegen gleichstellungspolitische Mafinahmen, Familienvielfalt, gleichgeschlechtliche Ehen, sexuelle und reproduktive
Gesundheit und damit verbundene Rechte sowie die durchgingige Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung
wenden, versuchen, Einfluss auf die nationale und europdische Politikgestaltung zu nehmen, um in beunruhigender
Weise bereits etablierte Grundrechte zuriickzudringen, und in der Erwigung, dass Bedrohungen der Rechte von
Frauen auch stets eine Bedrohung der Demokratie und des sozialen und wirtschaftlichen Fortschritts bedeuten;

F.  in der Erwidgung, dass die Rechte im Bereich der Gesundheit, insbesondere die Rechte im Bereich der sexuellen und
reproduktiven Gesundheit zu den Grundrechten von Frauen gehoren, gestirkt werden sollten und unter keinen
Umstinden eingeschrankt oder verwehrt werden diirfen;

G. in der Erwidgung, dass in einigen Mitgliedstaaten Gegenreaktionen, unter anderem gegen die Stirkung der
wirtschaftlichen Stellung von Frauen, zu beobachten sind und die Gefahr besteht, dass die Gleichstellung der
Geschlechter auf der Agenda der Mitgliedstaaten weiter ins Hintertreffen geraten konnte;

H. in der Erwidgung, dass in der EU jede dritte Frau im Alter von 15 Jahren oder &lter irgendeine Form von kérperlicher
und/oder sexueller Gewalt erfahren hat (*!), jede zweite Frau Opfer sexueller Beldstigung war und jede zehnte Frau mit
Beldstigung im Internet konfrontiert war;

(*')  Erhebung der FRA von 2014 (es handelt sich um die umfassendste Erhebung auf der Ebene der EU in diesem Bereich, die auf Daten
aus 28 Mitgliedstaaten beruht).
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. in der Erwidgung, dass Gewalt gegen Frauen in allen ihren Formen (physische, sexuelle, psychologische, wirtschaftliche
oder digitale Gewalt) eine Verletzung der Menschenrechte und eines der grofiten Hindernisse fur die Verwirklichung
der Gleichstellung der Geschlechter darstellt; in der Erwigung, dass ein Leben ohne Gewalt eine Voraussetzung fiir die
Gleichstellung ist; in der Erwidgung, dass geschlechtsspezifische Gewalt im Gesundheitsbereich, wie etwa
geburtshilfliche und gynidkologische Gewalt, Formen von Gewalt sind, die erst in den letzten Jahren ans Licht
gekommen sind, und in der Erwdgung, dass Gewalt gegen dltere Frauen nach wie vor weitgehend unzureichend
anerkannt wird; in der Erwigung, dass Desinformationskampagnen zur Untergrabung der Gleichstellung der
Geschlechter auch Fortschritte in der Frage der Beseitigung von Gewalt gegen Frauen blockieren, wie im
Zusammenhang mit dem Ubereinkommen von Istanbul festgestellt wurde, was in einigen Mitgliedstaaten zu
offentlichem Widerstand und schadlichen politischen Entscheidungen fithrt;

J.  inder Erwidgung, dass Menschenhandel eine der flagrantesten Verletzungen der Grundrechte und der Menschenwiirde
darstellt; in der Erwdgung, dass Frauen und Madchen 80 % der registrierten Opfer des Menschenhandels und 95 % der
registrierten Opfer des Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung ausmachen; in der Erwigung, dass
der Menschenhandel ein wachsender Zweig der organisierten Kriminalitit, eine Form der Sklaverei und eine
Verletzung der Menschenrechte darstellt, und dass vom Menschenhandel vor allem Frauen und Kinder betroffen sind,
insbesondere zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung; in der Erwigung, dass durch den Prostitutionsmarkt der Handel
mit Frauen und Kindern verstirkt und die Gewalt gegen sie verschirft wird; in der Erwadgung, dass die Mitgliedstaaten
ihre Sozial- und Wirtschaftspolitik dahingehend gestalten miissen, dass schutzbediirftige Frauen und Madchen dabei
unterstiitzt werden, aus der Prostitution auszusteigen, wozu auch die Einfihrung spezifischer sozial- und
wirtschaftspolitischer Mafsnahmen gehort, mit denen ihnen geholfen werden soll;

K.  inder Erwigung, dass Armut und soziale Ausgrenzung strukturelle Ursachen haben, die insbesondere durch politische
Mafinahmen in den Bereichen Beschiftigung, Wohnraum, Mobilitit und Zugang zu offentlichen Dienstleistungen
beseitigt und umgekehrt werden miissen; in der Erwdgung, dass Prostitution und Menschenhandel, insbesondere im
Zusammenhang mit Frauen und Kindern, zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung eine Form der Sklaverei darstellt und
mit der Menschenwiirde unvereinbar ist, vor allem in Landern, in denen die Sexindustrie legalisiert wurde; in der
Erwigung, dass infolge der Zunahme der organisierten Kriminalitit und seiner Rentabilitit der Menschenhandel
weltweit zunimmt; in der Erwégung, dass durch den Prostitutionsmarkt der Handel mit Frauen und Kindern verstarkt
und die Gewalt gegen sie verschdrft wird, vor allem in Landern, in denen die Sexindustrie legalisiert wurde;

L. in der Erwidgung, dass nach Angaben der Vereinten Nationen nahezu 35 % der Frauen weltweit Mobbing oder sexuelle
Beldstigung am Arbeitsplatz oder Beldstigung mit schwerwiegenden Folgen fiir ihre personlichen und beruflichen
Ziele erleben, was dem Selbstwertgefithl von Frauen und ihrer Verhandlungsposition im Hinblick auf eine gerechtere
Entlohnung schadet; in der Erwdgung, dass eine gerechte Entlohnung und wirtschaftliche Unabhingigkeit wesentliche
Voraussetzungen dafiir sind, Frauen in die Lage zu versetzen, sich aus von Missbrauch und Gewalt geprigten
Beziehungen 16sen zu kénnen;

M. in der Erwidgung, dass die Gleichstellung von Minnern und Frauen nur erreicht werden kann, wenn ihre Gleichheit vor
dem Gesetz sowie Chancengleichheit beim Zugang zu Bildung, Ausbildung und Beschiftigung sichergestellt ist;

N. in der Erwagung, dass traditionelle Geschlechterrollen und Stereotypen nach wie vor die Arbeitsteilung zu Hause, in
der Bildung, am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft beeinflussen; in der Erwagung, dass unbezahlte Betreuungs- und
Hausarbeit zumeist von Frauen geleistet wird, was sich auf die Beschiftigung und die Laufbahnentwicklung auswirkt
und zum geschlechtsspezifischen Lohn- und Rentengefille beitrdgt; in der Erwidgung, dass Mafinahmen zur
Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben, wie die Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, wichtige
erste Schritte sind, die in erster Linie von den Mitgliedstaaten ordnungsgemafl umgesetzt, vollstindig und fristgerecht
durchgesetzt und auch durch weitere Malnahmen erginzt werden missen, um mehr Mianner in unbezahlte
Betreuungs- oder Pflegeleistungen einzubeziehen — wobei zu betonen ist, dass diese den gleichen Wert haben wie die
berufliche Titigkeit — und das Modell, nach dem Erwerbstitigkeit und Betreuungsaufgaben gleichmafSig aufgeteilt
sind, zu foérdern; in der Erwdgung, dass traditionelle Strukturen, unbezahlte Betreuungsarbeit und negative Anreize in
der nationalen Steuerpolitik dazu beitragen, Frauen in den Status des Zweitverdieners zu drdngen oder dort zu halten,
was negative Folgen fiir Frauen und ihre wirtschaftliche Unabhingigkeit sowie fiir die Gesellschaft als Ganzes hat;

O. in der Erwidgung, dass Schitzungen zufolge 80 % der gesamten Pflege in der EU von informellen Pflegepersonen
geleistet wird, bei denen es sich iiberwiegend um Frauen (75 %) handelt, was darauf hindeutet, dass ein
geschlechtsspezifisches Pflegegefille besteht, das das geschlechtsspezifische Rentengefille stark beeinflusst; in der
Erwigung, dass mehr als 50 % der Pflegepersonen unter 65 Jahren neben ihrer Pflegetatigkeit einer Beschaftigung
nachgehen, was zu Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben fithrt; in der Erwdgung, dass
Pflegepersonen haufig in gering qualifizierten und niedrig bezahlten Stellen beschiftigt sind, die sie zeitlich besser mit
ihren Betreuungsaufgaben vereinbaren konnen, und dass sie eher gezwungen sind, ihre Arbeitszeit zu verkiirzen oder
ihre Erwerbstitigkeit ganz aufzugeben; in der Erwagung, dass zwischen 7 % und 21 % der informellen Pflegepersonen
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ihre Arbeitszeit verkiirzen und dass sich zwischen 3% und 18 % vom Arbeitsmarkt ganz zuriickzichen; in der
Erwigung, dass die Bereitstellung hochwertiger Betreuungs- und Pflegeleistungen in der EU sowohl innerhalb der
Mitgliedstaaten als auch zwischen den Mitgliedstaaten, zwischen privaten und 6ffentlichen Einrichtungen, stadtischen
und ldndlichen Gebieten und verschiedenen Altersgruppen sehr unterschiedlich ist; in der Erwigung, dass die Daten
iiber die Bereitstellung von Betreuungs- und Pflegeleistungen in der EU ziemlich fragmentiert sind und ein
ganzheitlicher Ansatz fehlt, mit dem die demografischen Herausforderungen, denen sich die EU mit einem daraus
resultierenden Druck auf die 6ffentlichen Ausgaben gegeniibersieht, bewiltigt werden wiirden;

P. in der Erwigung, dass in den einzelnen Mitgliedstaaten Mingel hinsichtlich der Anpassung der Kinderbetreuungs-
einrichtungen an die Bediirfnisse der Eltern, einschlieflich Alleinerzichender (d. h. vor allem alleinerziehender Miitter)
bestehen und dass es — insbesondere fiir Frauen — nach wie vor schwierig ist, Familie, Privatleben und Beruf
miteinander zu vereinbaren; in der Erwagung, dass Frauen iiber 45 Jahren hiufig als unterbeschiftigt wahrgenommen
werden und unter weitaus schlechteren Bedingungen als Méanner beschiftigt sind, insbesondere wenn sie nach dem
Mutterschafts- oder Elternurlaub an ihren Arbeitsplatz zuriickkehren oder wenn sie gezwungen sind, Arbeit und die
Betreuung von Angehorigen miteinander zu vereinbaren;

Q. in der Erwidgung, dass zur Forderung der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben ein gut durchdachtes System des
Betreuungsurlaubs mit qualitativ hochwertigen, leicht zugdnglichen und erschwinglichen Betreuungseinrichtungen
bereitgestellt werden sollte und dass die Ausgaben fiir diese Einrichtungen als Teil der Infrastrukturinvestitionen
betrachtet werden sollten; in der Erwigung, dass diese Dienstleistungen eine Voraussetzung fur die Teilnahme von
Frauen am Arbeitsmarkt und ihre Prisenz in Fithrungspositionen in den Bereichen Wissenschaft und Forschung
darstellen;

R. in der Erwagung, dass der Mutterschutz ein Recht ist, das in vollem Umfang gewahrt werden muss, und in der
Erwigung, dass eine Verlingerung der Mutterschaftsurlaubszeiten mit umfassenden Rechten und 100-prozentiger
Entlohnung Realitdt sein sollte;

S. in der Erwidgung, dass das Recht auf gleiches Entgelt fiir gleiche oder gleichwertige Arbeit, auch wenn es gesetzlich
verankert ist, nicht immer sichergestellt ist; in der Erwdgung, dass Tarifverhandlungen ein wichtiger Trumpf bei der
Umkehrung und Uberwindung von Ungleichheiten zwischen Mannern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt sind; in der
Erwagung, dass das geschlechtsspezifische Lohngefille in der EU in Bezug auf den Stundenlohn 16 % betrigt, wobei es
erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten gibt; in der Erwidgung, dass das geschlechtsspezifische
Lohngefille auf 40 % steigt, wenn die Beschiftigungsquoten und die allgemeine Erwerbsbeteiligung beriicksichtigt
werden; in der Erwidgung, dass zu den Folgen des geschlechtsspezifischen Lohngefilles ein geschlechtsspezifisches
Rentengefille von 37 % zihlt; in der Erwagung, dass im Hinblick auf die Erwerbsbeteiligung 8 % der Manner in der EU
im Vergleich zu 31 % der Frauen in Teilzeit beschaftigt sind, was anhaltende Ungleichheiten aufzeigt, deren Ursachen
bekdmpft werden miissen;

T. in der Erwidgung, dass die Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt zwar zugenommen hat, es jedoch immer noch
anhaltende geschlechtsspezifische Unterschiede gibt, die Frauen verwundbar machen kénnen oder sie in eine prekire
Lage versetzen konnen; in der Erwdgung, dass das geschlechtsspezifische Gefille bei der Beschiftigung in der EU
11,6 % betragt (*?); in der Erwigung, dass Frauen in Branchen mit hohen Lohnen und Gehiltern und in
Entscheidungspositionen unterreprisentiert sind und hiufiger Stellen besetzen, fiir die sie tiberqualifiziert sind, wobei
jede fiinfte erwerbstitige Frau, aber nur jeder zehnte Mann in der EU der niedrigsten Lohngruppe angehort; in der
Erwigung, dass zu den Folgen des geschlechtsspezifischen Lohngefalles ein geschlechtsspezifisches Rentengefille von
37 % (**) — eine Situation, die noch Jahrzehnte andauern wird — sowie ein ungleiches Mafy an wirtschaftlicher
Unabhingigkeit zwischen Frauen und Minnern zihlt; in der Erwigung, dass weitreichende Anstrengungen
erforderlich sind, um all diese geschlechtsspezifischen Unterschiede zu beseitigen;

U. in der Erwigung, dass die Unterreprisentierung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt auch zu ihrer ungleichen
Beteiligung an Entscheidungsprozessen oder ihrer ungleichen Entlohnung fithrt und daher das Potenzial von Frauen,
wirtschaftliche, politische, soziale und kulturelle Strukturen zu verandern, einschrinkt; in der Erwdgung, dass vertikale
und horizontale Segregation im Beschiftigungsbereich sowie diskriminierende Praktiken bei der Einstellung und
Beforderung zu den Hauptursachen des geschlechtsspezifischen Lohngefilles gehoren; in der Erwidgung, dass sich
Geschlechterquoten, reiffverschlussartige Listensysteme und anschliefSende Sanktionen bei Nichteinhaltung oder nicht
funktionierenden Verfahren als effiziente Mafnahmen zur Sicherstellung von Paritit und zur Bekimpfung ungleicher
Machtverhaltnisse erwiesen haben;

(¥ Mitteilung der Kommission mit dem Titel ,Eine Union der Gleichheit: Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025¢
(COM(2020)0152).

() EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 30. Januar 2020 zu den Einkommensunterschieden zwischen Frauen und
Minnern (Angenommene Texte, P9_TA(2020)0025).
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V. in der Erwigung, dass die vollstindige Teilhabe von Frauen am Wirtschaftsleben auch ein 6konomisches Argument
darstellt, da das geschlechtsspezifische Gefille bei der Beschaftigung Europa jéhrlich 370 Mrd. EUR kostet (*%);

W. in der Erwigung, dass der Zugang zu umfassenden und altersgerechten Informationen und zu Sexual- und
Bezichungserziehung sowie der Zugang zu medizinischer Versorgung im Bereich sexueller und reproduktiver
Gesundheit sowie den damit verbundenen Rechten, einschlieBlich Familienplanung, Verhiitungsmethoden sowie
sichere und legale Abtreibungen, fiir die Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter und die Beseitigung
geschlechtsspezifischer Gewalt von wesentlicher Bedeutung sind; in der Erwigung, dass Verstole gegen die sexuelle
und reproduktive Gesundheit und die damit verbundenen Rechte von Frauen, einschlieflich der Verweigerung von
sicheren und legalen Versorgungsleistungen bei Abtreibungen, eine Form von Gewalt gegen Frauen darstellen; in der
Erwigung, dass eine umfassende Sexual- und Beziehungserziehung sowie die Selbstbestimmtheit von Madchen und
Frauen und ihre Fdhigkeit, freie und unabhingige Entscheidungen iiber ihren Korper und ihr Leben zu treffen,
Voraussetzungen fiir ihre wirtschaftliche Unabhangigkeit und damit fiir die Gleichstellung der Geschlechter und die
Beseitigung geschlechtsspezifischer Gewalt sind;

X. in der Erwidgung, dass Frauen beim Kampf gegen die COVID-19-Pandemie an vorderster Front stehen, und in der
Erwidgung, dass die gegenwirtige Krise unverhiltnismifig starke Auswirkungen auf Frauen, Midchen und die
Gleichstellung der Geschlechter hat; in der Erwigung, dass diese Auswirkungen von einer besorgniserregenden
Zunahme von geschlechtsspezifischer Gewalt und Beldstigung, unbezahlter und ungleicher Betreuungs- und
Haushaltsverpflichtungen wiber einen eingeschrinkten Zugang zu sexueller und reproduktiver Gesundheit und den
damit verbundenen Rechten bis hin zu massiven wirtschaftlichen und arbeitsbezogenen Auswirkungen fiir Frauen,
insbesondere fiir Beschiftigte im Gesundheitswesen, in der Pflege und in anderen Branchen reichen, die sich durch
einen hohen Frauenanteil und prekire Beschiftigungsverhiltnisse auszeichnen; in der Erwdgung, dass besondere
Maflnahmen erforderlich sind, um dieser Lage entgegenzuwirken; in der Erwédgung, dass Programme zum
Wiederaufbau oder Ubergangsfonds in einer geschlechterausgewogenen Weise zugewiesen werden sollten; in der
Erwigung, dass sich Sparmafinahmen in der Vergangenheit als nachteilig fiir Frauen, die Rechte von Frauen und die
Gleichstellung der Geschlechter erwiesen haben;

Y. in der Erwigung, dass die Achtung der Grundfreiheiten und Menschenrechte, einschlie€lich der Gleichstellung der
Geschlechter, eine Voraussetzung fiir die Schaffung und Verbreitung vielféltiger kultureller und bildungsbezogener
Ausdrucksformen ist, da simtliche Bereiche der Kultur- und Kreativwirtschaft einen erheblichen Einfluss auf unsere
Uberzeugungen, Werte und Wahrnehmung von Gleichstellungsfragen haben;

Z. in der Erwigung, dass Frauen und Madchen mit einer Reihe von Hemmnissen im Bereich des Sports konfrontiert sind
und nicht nur Gewalt ausgesetzt sind, sondern auch Diskriminierungen bei der Entlohnung, bei Preisgeldern und bei
den Arbeitsbedingungen gegeniiberstehen, und dass sie in den Gremien von Sportorganisationen und in den Medien
weitgehend unterreprésentiert sind;

AA. in der Erwidgung, dass Frauen lediglich 34,4 % der Selbststindigen in der EU und 30 % der Start-up-Unternehmer
ausmachen;

AB. in der Erwidgung, dass Frauen in Europa, insbesondere alleinerziehende Miitter, Frauen mit Behinderungen, iltere
Frauen, Frauen aus lindlichen und abgelegenen Gebieten, Migrantinnen und Frauen, die ethnischen Minderheiten
angehoren, unverhiltnismafig stark von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffen sind; in der Erwagung, dass in der
EU 15% der Haushalte mit Kindern Alleinerziehenden-Haushalte sind; in der Erwigung, dass es sich bei
durchschnittlich 85 % dieser Haushalte um alleinerziehende Miitter handelt und dass im Jahr 2017 47 % der
Alleinerziehenden-Haushalte von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht waren; in der Erwigung, dass
Obdachlosigkeit bei Frauen ein zunehmendes Problem darstellt; in der Erwidgung, dass die Antidiskriminierungs-
richtlinie, mit der durch einen horizontalen Ansatz ein grofierer Schutz geboten werden wiirde, im Rat nach wie vor
blockiert wird;

AC. in der Erwidgung, dass die Gleichstellung der Geschlechter und die Einbezichung von Frauen in den
Entscheidungsprozess eine Voraussetzung fiir eine nachhaltige Entwicklung und die effiziente Bewiltigung der
Herausforderungen des Klimawandels sind, damit ein fairer und gerechter Ubergang erzielt wird, bei dem niemand
zuriickgelassen wird, in der Erwidgung, dass die Klimakrise das Geschlechtergefille weiter verschirfen und es
erschweren wird, Geschlechtergerechtigkeit zu erreichen; in der Erwéagung, dass die Auswirkungen des Klimawandels
von Frauen unterschiedlich erlebt werden, da sie anfilliger sind und hoheren Risiken und Belastungen ausgesetzt sind,
und zwar aus verschiedenen Griinden, die vom ungleichen Zugang zu Ressourcen, Bildung, Beschiftigungs-
moglichkeiten und Landnutzungsrechte bis hin zu sozialen und kulturellen Normen, Stereotypen und ihren
vielfaltigen Querschnittserfahrungen reichen; in der Erwidgung, dass in jeder Klimaschutzmafinahme eine
geschlechtsspezifische und bereichsiibergreifende Perspektive enthalten sein muss; in der Erwagung, dass die Rechte
von Frauen gestirkt werden miissen, um die Auswirkungen des Klimawandels auf Frauen abzumildern, und dass
Gelegenheiten geschaffen werden miissen, um Frauen als Fithrungspersonlichkeiten, Fachleute und technische Akteure
fur den Wandel eine stirkere Rolle in den Debatten und Entscheidungen tiber den Klimawandel zu ermoglichen;

(% https://www.eurofound.europa.eu/de/news/news-articles/gender-employment-gap-costs-europe-eu370-billion-per-year
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AD. in der Erwidgung, dass Frauen in lindlichen Gebieten mit zahlreichen Herausforderungen konfrontiert sind, u. a. mit
einem niedrigeren Lebensstandard, begrenzteren Beschiftigungsmoglichkeiten, relativer Isolation von Mirkten,
beschrinktem Zugang zu Infrastruktur, einschlieflich lindlicher Infrastruktur, 6ffentlichen Dienstleistungen und
Gesundheitsversorgung, Zugang zu Bildung (einschlieflich Sexualerziehung) und Informationen iiber Bildungs-
moglichkeiten, und dass sie in Entscheidungsgremien unterreprisentiert sind; in der Erwagung, dass sie aufgrund des
Fehlens eines formellen Status fiir mithelfende Ehefrauen unsichtbare Arbeit in landwirtschaftlichen Betrieben
verrichten konnen, was zu Problemen bei der Anerkennung ihrer Arbeit durch die nationalen Systeme fiihrt;

AE. in der Erwidgung, dass in der Europdischen Union 46 Millionen Frauen und Madchen mit Behinderungen leben; in der
Erwidgung, dass diese Zahl nahezu 60 % der Gesamtbevolkerung von Menschen mit Behinderungen ausmacht; in der
Erwigung, dass die meisten Behinderungen erst mit zunehmendem Alter auftreten;

AF. in der Erwidgung, dass mehr als die Hilfte der Frauen mit Behinderungen im erwerbsfihigen Alter nicht erwerbstitig
sind; in der Erwdgung, dass die Quote der erheblichen materiellen Deprivation bei Frauen mit Behinderungen in allen
Mitgliedstaaten hoher ist als bei Frauen ohne Behinderungen;

AG. in der Erwidgung, dass im Rahmen des Gleichstellungsindex fiir 2019 anhaltende Ungleichheiten zwischen Minnern
und Frauen in der digitalen Branche aufgezeigt und das Erfordernis einer geschlechtsspezifischen Perspektive in
samtlichen politischen Mafinahmen und einer geschlechterdifferenzierten Folgenabschitzung aller politischen
Mafinahmen, die sich mit dem digitalen Wandel befassen, hervorgehoben wird; in der Erwégung, dass die Schlieung
der digitalen Kluft zwischen den Geschlechtern mithilfe eines besseren Zugangs zu Technologie und Internet fiir
Midchen und Frauen von grofter Bedeutung ist; in der Erwagung, dass Frauen in neu entstehenden Bereichen wie
Digitaltechnik, kimnstliche Intelligenz (KI) und Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) eine noch
unerschlossene Ressource darstellen, und dass lediglich 16 % der in Europa nahezu acht Millionen Beschiftigten im
IKT-Bereich Frauen sind; in der Erwagung, dass der Anteil der Manner, die in der digitalen Branche beschaftigt sind,
dreimal so hoch ist wie der Anteil der Frauen; in der Erwdgung, dass es von entscheidender Bedeutung ist, die
Beschiftigung von mehr Frauen in der digitalen Branche und in anderen Bereichen der Zukunft zu fordern, um das
geschlechtsspezifische Lohn- und Rentengefille zu bekdmpfen, ihre wirtschaftliche Unabhingigkeit sicherzustellen
sowie neue Beschiftigungsmoglichkeiten, auch fur Gruppen, die normalerweise vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen
sind, zu schaffen; in der Erwigung, dass es in diesem Zusammenhang von wesentlicher Bedeutung ist, dass die
Teilhabe von Frauen am digitalen Unternehmertum sowie ihre Ausbildung und berufliche Laufbahn in den Bereichen
Mathematik, Ingenieurwesen, Naturwissenschaften und Technologie (MINT) und im IKT-Bereich gef6rdert wird; in der
Erwigung, dass durch die Integration von mehr Frauen in den digitalen Arbeitsmarkt das BIP der europiischen
Wirtschaft um 16 Mrd. EUR gesteigert werden konnte; in der Erwidgung, dass geschlechtsspezifische Ungleichheiten
und Diskriminierung durch die Gestaltung und die Nutzung von Systemen kiinstlicher Intelligenz (KI) und die Eingabe
von Daten in diese Systeme reproduziert wurden; in der Erwdgung, dass unvollstindige Datensitze und unsachgemifie
Vorurteile die Argumentationslogik eines KI-Systems verzerren und die Gleichstellung der Geschlechter in der
Gesellschaft gefihrden konnen;

AH. in der Erwigung, dass die Erhebung von nach Geschlecht aufgeschliisselten Daten von wesentlicher Bedeutung ist, um
Ungleichheiten sichtbar zu machen und zielgerichtete Mafnahmen zu schaffen, und dass diese Erhebung von grofter
Bedeutung fiir einen geschlechtsspezifischen Ansatz bei allen damit verbundenen Themen ist, wie u. a. geschlechts-
spezifische Gewalt, Behinderungen, Krebs und seltene oder chronische Krankheiten, die Auswirkungen des
Klimawandels, digitale Kompetenzen und MINT; in der Erwigung, dass es in verschiedenen Bereichen der Politik der
EU und der Mitgliedstaaten nach wie vor an geschlechtsspezifischen Daten mangelt;

AL in der Erwdgung, dass Frauen in den Nachrichten- und Informationsmedien unverhdltnismifSig unterreprisentiert
sind; in der Erwdgung, dass durch die ungleiche Darstellung von Frauen und Minnern in den Medien Stereotypen
aufrechterhalten werden, die das Bild von Frauen und Minnern beeinflussen;

AJ. in der Erwigung, dass die durchgingige Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung, die Beriicksichtigung des
Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung und die geschlechterdifferenzierte Folgenabschitzung wesentliche
Instrumente sind, um die Gleichstellung der Geschlechter in allen Politikbereichen der EU zu erreichen; in der
Erwagung, dass die Gleichstellung der Geschlechter in den politischen Mafinahmen der EU im Rahmen verschiedener
Fonds und Instrumente behandelt wird, und in der Erwigung, dass die Ermoglichung optimaler Synergien zwischen
ihnen ein sehr wichtiges Instrument ist; in der Erwagung, dass dies besonders wichtig fur die soziookonomischen
Mafnahmen, einschlieflich des EU-Aufbauplans, ist, die im Zuge der durch COVID-19 ausgelosten Gesundheitskrise
ergriffen wurden;

AK. in der Erwigung, dass die Strategie fur die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025 sowie die Forderung
gleichstellungsorientierter politischer MafSnahmen auf EU-Ebene von wesentlicher Bedeutung sind, um sicherzustellen,
dass das Geschlechtergefille durch die Auswirkungen der COVID-19-Krise nicht noch vergrofert wird und dass die
Reaktionen auf die Krise dazu beitragen, die Diskriminierung von Frauen abzubauen;

AL. in der Erwigung, dass sich die COVID-19-Krise auch auf im Sexgewerbe Titige ausgewirkt und ihr Risiko von
Einkommensverlusten und Armut erhoht hat, und dass diese Krise durch das anhaltende Fehlen eines Rahmens und
der Durchsetzung der Menschenrechte dieses Personenkreises gekennzeichnet ist;
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AM. in der Erwidgung, dass ein gemeinsames Vorgehen unerldsslich ist, um die Rechte von Frauen in Europa durch einen
starken Pakt zwischen den Mitgliedstaaten nach oben hin anzunidhern und zu harmonisieren, indem die derzeit in der
EU geltenden ehrgeizigsten Rechtsvorschriften und bewdhrtesten Verfahren gemeinsam genutzt und umgesetzt
werden;

AN. in der Erwdgung, dass es zwar ein ausschlielich fur die Gleichstellung zustindiges Kommissionsmitglied gibt und das
Europiische Parlament einen Ausschuss fiir die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter hat, dass es
jedoch keine spezifische Zusammensetzung des Rates fiir die Gleichstellung der Geschlechter gibt und dass die fiir die
Gleichstellung der Geschlechter zustindigen Minister und Staatssekretire kein Diskussionsforum fiir diesen Zweck

haben;

Allgemeine Bemerkungen

1. begriifSt die Annahme der Mitteilung der Kommission mit dem Titel ,Eine Union der Gleichheit: Strategie fir die
Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025% die innerhalb der ersten 100 Tage nach Amtsantritt der neuen Kommission
fristgerecht vorgelegt wurde, als ein starkes Zeichen fiir ein politisches Engagement fiir die europdische Gleichstellungs-
politik und als einen entschlossenen, klaren und ehrgeizigen politischen Rahmen, um die Rechte von Frauen und die
Gleichstellung der Geschlechter weiter zu verwirklichen und Angriffen gegen sie entgegenzuwirken; unterstiitzt das Ziel der
Kommission, eine Europdische Union ohne Diskriminierung und strukturelle Ungleichheiten fiir alle Menschen in ihrer
ganzen Vielfalt zu schaffen; hebt hervor, wie wichtig der gewéhlte duale Ansatz ist, der aus gezielten Mafinahmen und der
Verpflichtung zur konsequenten Anwendung der bereichsiibergreifenden Prinzipien des Gender Mainstreaming und der
Intersektionalitit besteht, und begrii§t die enge Verbindung zwischen den Arbeitsbereichen und der Beseitigung von
Stereotypen, geschlechtsspezifischen Vorurteilen und Diskriminierung, und fordert starke Uberwachungsmechanismen, um
den Erfolg der Strategie und ihrer Mafinahmen regelmifSig zu messen und zu bewerten;

2. betont jedoch, dass ein auf Chancen beruhender Ansatz innerhalb der Strategie fur die Gleichstellung erforderlich ist;
fordert die Kommission auf, ,Chancengleichheit fiir Frauen“ als Ausgangspunkt fiir die weitere Umsetzung der Strategie zu
nehmen;

3. begriifdt die Prioritit, die die neue Kommission und ihre Prisidentin der Gleichstellung der Geschlechter einrdumen,
sowie die Ernennung eines Mitglieds der Kommission mit Zustindigkeit fur Gleichheitspolitik, und erwartet den
Jahresbericht iiber die Gleichstellung, bei dem es sich um ein niitzliches Instrument zur Bewertung der Fortschritte und zur
Ermittlung der bestehenden Liicken und der Erfordernisse in Bezug auf die durchgingige Beriicksichtigung der
Geschlechtergleichstellung im politischen Rahmen handelt;

4. begriflt die Ankiindigung mehrerer einander ergdnzender EU-Initiativen, etwa der Europdischen Strategie zugunsten
von Menschen mit Behinderungen mit verbindlichen Mafnahmen fiir die Zeit nach 2020, der Strategie fiir LGBTI
+-Personen und des EU-Rahmens fiir Strategien zur Gleichstellung und Inklusion der Roma nach 2020, und fordert einen
strategischen Rahmen, um sie miteinander zu verkniipfen, sowie einen bereichsiibergreifenden Ansatz fur alle diese
Strategien; betont, dass es wichtig ist, die angegangenen Situationen zu beobachten und die Strategie zur Gleichstellung der
Geschlechter und andere einschlagige Strategien flexibel an die Ergebnisse und die bevorstehenden Herausforderungen
anzupassen, indem vorhandene politische Instrumente genutzt bzw. neue Instrumente vorgeschlagen werden, wie es
kiirzlich durch die COVID-19-Krise deutlich wurde; bekriftigt, dass die konkreten Maffnahmen gegen Diskriminierung und
fur die Gleichstellung und den Schutz von Frauen, die von strukturellen Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern
betroffen sind, verstirkt werden miissen, und weist die Kommission darauf hin, dass dahingehend weitere Anstrengungen
erforderlich sind;

5. bedauert, dass die Strategie in Bezug auf die zeitlichen Vorgaben fiir verschiedene, sehr begriifenswerte MaSnahmen
vage bleibt und dass weder konkrete Zielvorgaben aufgestellt werden, die im Bereich der Geschlechtergleichstellung bis
2025 verwirklicht werden sollen, noch eindeutige Uberwachungsinstrumente geboten werden; fordert die Kommission
daher auf, einen konkreten Fahrplan mit Zeitrahmen, Zielvorgaben, einer jihrlichen Bestandsaufnahme und Uber-
wachungsmechanismen sowie eindeutige und messbare Erfolgsindikatoren und zusitzliche gezielte Mafnahmen
festzulegen; fordert dariiber hinaus, dass Leitlinien und ein Fahrplan fiir die wirksame Umsetzung des bereichsiiber-
greifenden Ansatzes und der durchgingigen Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung, einschliefSlich der Beriick-
sichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung, in der Politikgestaltung der EU vorgelegt werden und dass
konkrete Instrumente (wie Indikatoren, Zielvorgaben und Uberwachungsinstrumente) entwickelt werden und ausreichende
personelle und finanzielle Ressourcen zugewiesen werden, um ihre Anwendung in allen Politikbereichen der EU zu
ermoglichen; fordert klare zeitliche Vorgaben fiir die Entwicklung des angekiindigten Rahmens fiir die Zusammenarbeit von
Internetplattformen, fiir die EU-Strategie zur Beseitigung des Menschenhandels, fur die Strategie zur Gleichstellung der
Geschlechter in der audiovisuellen Industrie (im Rahmen des Unterprogramms MEDIA) und fur die EU-weite
Kommunikationskampagne zur Bekdmpfung von Geschlechterstereotypen;

6.  fordert die Kommission auf, die im Arbeitsprogramm fiir 2020 dargelegten Verpflichtungen bei jeder Uberarbeitung
zu beachten und Vorschlige fiir verbindliche Manahmen zur Lohntransparenz, eine EU-Strategie fiir die Rechte von
Opfern und eine neue EU-Strategie zur Beseitigung des Menschenhandelsvorzulegen; bedauert, dass der Vorschlag fir
verbindliche Manahmen zur Lohntransparenz nicht wie geplant im Jahr 2020 eingefiihrt wurde;

7. fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die Antidiskriminierungsrichtlinie zu billigen und umzusetzen und
sicherzustellen, dass die vielfiltigen und sich iiberschneidenden Formen der Diskriminierung in allen EU-Mitgliedstaaten
beseitigt werden;
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8.  weist erneut darauf hin, dass gegen die Diskriminierung auf mehreren Ebenen vor allem von schutzbediirftigen
Bevolkerungsgruppen wie Frauen mit Behinderungen, schwarzen Frauen, Migrantinnen, Frauen aus ethnischen
Minderheiten, Roma-Frauen, élteren Frauen, alleinerziehenden Miittern, LGBTIQ+-Personen und obdachlosen Frauen
vorgegangen werden muss, und betont, dass unbedingt sichergestellt werden muss, dass die Ziele und Mafinahmen der
EU-Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025 ihnen zugutekommen; fordert die Kommission auf,
eindeutige Leitlinien zur Umsetzung des bereichsiibergreifenden Rahmens festzulegen, bei denen der Beteiligung der
Bevolkerungsgruppen, die von den sich iiberschneidenden Formen der Diskriminierung betroffen sind, an der Bewertung
der unterschiedlichen Auswirkungen von Strategien und Maflnahmen Vorrang eingeraumt werden sollte, damit fir jeden
Bereich mafSgeschneiderte Losungen gefunden werden kénnen, die auf dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung beruhen;

9.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Einklang mit den Zielen der Strategie in allen Phasen der
Bekdmpfung der COVID-19-Krise systematisch eine geschlechtsspezifische Perspektive einzubeziehen und die Einbindung
von Frauen auf allen Ebenen der Beschlussfassung zu fordern; betont, dass es ein falsches Signal vermitteln wiirde, einige
Elemente der neuen Strategie zu verschieben, und fordert die Kommission daher nachdriicklich auf, die Arbeit an der neuen
Strategie wie geplant fortzusetzen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Belangen von Frauen bei der
Gestaltung des Aufbauplans fiir Europa ,NextGenerationEU“ und bei der Aufteilung der in dessen Rahmen vereinbarten
Mittel gebithrend Rechnung zu tragen;

10.  betont, dass durch die Sicherung und Aufstockung der Mittel und Kapazititen des EIGE eine zuverldssige und
angemessene FErhebung und Analyse von nach Geschlecht aufgeschliisselten Daten, die als Grundlage firr die
Beschlussfassung dienen, sichergestellt werden muss;

11.  fordert die Mitgliedstaaten auf, sich regelmifig tiber bewihrte Verfahren auszutauschen und sich zu einer
Aufwirtskonvergenz und zur Harmonisierung der Rechte von Frauen in Europa zu verpflichten, indem sie die
ambitioniertesten nationalen Manahmen und Verfahren, die derzeit in EU-Mitgliedstaaten angewendet werden, in ihre
jeweiligen Rechtsvorschriften iibernehmen;

12.  fordert dariiber hinaus, dass der Gleichstellungsindex des EIGE in das Uberwachungsverfahren der Kommission
aufgenommen wird und dass entsprechend den Empfehlungen des Europiischen Parlaments in seiner Entschliefung vom
14. Juni 2017 zur Notwendigkeit einer EU-Strategie zur Beendigung und zur Vermeidung des geschlechtsbedingten
Rentengefilles (**) ein Indikator fiir das geschlechtsbedingte Rentengefille entwickelt wird, der im Rahmen der Strategie fiir
die Gleichstellung der Geschlechter, die als einzige Strategie alle Ungleichheiten, die Frauen im Laufe ihres Lebens erfahren,
zusammenfiihrt, iberwacht werden soll; fordert ferner, dass andere Indikatoren, u. a. fiir das geschlechtsspezifische Lohn-
und Betreuungsgefille sowie die digitale Kluft zwischen den Geschlechtern, in Betracht gezogen werden;

13.  fordert den Rat auf, eine Formation fur die Gleichstellung der Geschlechter einzurichten, mit der die fiir die
Geschlechtergleichstellung zustindigen Minister und Staatssekretire in einem eigenen Forum zusammengebracht werden,
um gemeinsame und konkrete Mafinahmen zur Bewiltigung der Herausforderungen im Bereich der Rechte der Frauen und
der Gleichstellung der Geschlechter zu ergreifen und sicherzustellen, dass Fragen der Gleichstellung der Geschlechter auf
hochster politischer Ebene erortert werden;

14.  fordert die Mitgliedstaaten auf, eine formelle Ratsformation zur Gleichstellung der Geschlechter zu bilden, um den
fur die Geschlechtergleichstellung zustindigen Ministern und Staatssekretiren ein eigenes Diskussionsforum zu bieten und
die durchgingige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts in allen Politikbereichen der EU, einschliefSlich der
Beschiftigungs- und Sozialpolitik, zu férdern;

15.  bedauert, dass in der Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025 nicht auf den Schutz von Frauen
und Midchen hingewiesen wird, die von sozialer Ausgrenzung, Armut und Obdachlosigkeit bedroht sind; fordert die
Kommission auf, diese Themen im Rahmen des kiinftigen Aktionsplans fir Integration und Inklusion anzugehen, damit
diese Frauen nicht von sozial- und wirtschaftspolitischen Mafinahmen ausgeschlossen werden und der Armutskreislauf
nicht noch mehr verstarkt wird;

16.  fordert den Rat auf, Schlussfolgerungen zur Genehmigung der Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter
anzunehmen und konkrete Maffnahmen zu ihrer Umsetzung festzulegen;

Beseitigung von Gewalt gegen Frauen und geschlechtsspezifischer Gewalt

17.  unterstiitzt die Verpflichtung der Kommission, gegen geschlechtsspezifische Gewalt vorzugehen, die Opfer dieser
Straftaten zu unterstiitzen und zu schiitzen sowie dafiir zu sorgen, dass die Verantwortlichen fir ihre Straftaten zur
Rechenschaft gezogen werden; unterstiitzt das Vorhaben der Kommission, weiterhin auf die EU-weite Ratifizierung des
Ubereinkommens von Istanbul zu dringen; betont in diesem Zusammenhang, dass konkrete MaRnahmen benétigt werden,
um die zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden Unterschiede im Bereich der Rechtsetzung, der Politik und der
Dienstleistungen abzubauen und um den Anstieg der hduslichen und geschlechtsspezifischen Gewalt im Rahmen der
COVID-19-Pandemie anzugehen; weist jedoch darauf hin, dass mehrere Versuche, widerstrebende Mitgliedstaaten zu
tiberzeugen, gescheitert sind und dass die ungarische Regierung vor kurzem beschlossen hat, das Ubereinkommen

(%) ABL C 331 vom 18.9.2018, S. 60.
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grundsitzlich nicht zu ratifizieren; begriifit daher nachdriicklich die Absicht der Kommission, im Jahr 2021 Maflnahmen
vorzuschlagen, um die Ziele des Ubereinkommens von Istanbul zu verwirklichen, falls der Beitritt der EU weiterhin
blockiert wird; fordert, dass unverziiglich mit Vorbereitungen fiir die Einleitung zusitzlicher rechtsverbindlicher
Mafnahmen und einer EU-Rahmenrichtlinie zur Vorbeugung und Bekdmpfung simtlicher Formen geschlechtsspezifischer
Gewalt begonnen wird, um unter anderem gegen Genitalverstimmelung bei Frauen und Midchen, Zwangsabtreibung,
-sterilisierung und -heirat vorzugehen, und fordert, dass im Rahmen eines wirksamen bereichsiibergreifenden Ansatzes
auch sexuelle Ausbeutung, Menschenhandel, Gewalt im Internet, die Veroffentlichung von Rachepornografie und Hetze
gegen Frauen im Internet aufgenommen werden; begriiflt die Initiative zur Ausweitung der Bereiche von Kriminalitdt auf
bestimmte Formen geschlechtsspezifischer Gewalt gemidfl Artikel 83 Absatz 1 AEUV; weist erneut darauf hin, dass die
neuen legislativen MaRnahmen die Ratifizierung des Ubereinkommens von Istanbul erginzen sollten;

18.  begriilt das Vorhaben, eine zusitzliche Empfehlung und mogliche Rechtsvorschriften zur Verhiitung schadlicher
Praktiken vorzulegen und ein EU-Netz zur Verhiitung von geschlechtsspezifischer und héuslicher Gewalt einzurichten;
fordert, dass die Definitionen und Ziele des Ubereinkommens von Istanbul angewandt werden und dass Frauen-
rechtsorganisationen und Organisationen der Zivilgesellschaft kontinuierlich einbezogen werden; fordert nachdriicklich,
dass geeignete Folgemafnahmen vorgelegt werden, die alle dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung entsprechen; betont,
dass es wichtig ist, lokale und regionale Gebietskorperschaften in diesen Prozess einzubeziehen, sofern dies angesichts der
Struktur eines Mitgliedstaats angemessen ist; hebt die Bedeutung der Bildung, einschlielich der Bildung von Jungen und
Minnern, hervor und fordert, dass in diesem Zusammenhang gegen Geschlechterstereotype vorgegangen wird; fordert, dass
geeigneter Schutz fiir Frauen, die Opfer hiduslicher Gewalt geworden sind, sichergestellt wird und dass die Mittel und
wirksamen Mafnahmen der Staaten ausgeweitet werden;

19.  hebt hervor, dass fiir alle Formen geschlechtsspezifischer Gewalt nach Geschlecht aufgeschliisselte Daten erhoben
werden miissen; begriifft die Ankiindigung einer neuen EU-weiten Erhebung iiber die Verbreitung und Dynamik aller
Formen von Gewalt gegen Frauen; betont, dass auf Ebene der EU umfassende und vergleichbare nach Geschlecht
aufgeschliisselte Daten erhoben und die Datenerhebungssysteme der Mitgliedstaaten harmonisiert werden miissen;

20.  betont, dass Frauen, die minderjihrig sind, Minderheiten angehoren oder ein gesundheitliches Problem oder eine
Behinderung haben, als potenzielle Opfer und Ziele verschiedener Formen von Gewalt geschiitzt werden miissen;
unterstiitzt die Absicht der Kommission, Mafsnahmen vorzulegen und zu finanzieren, um gegen etwaigen Missbrauch,
Ausbeutung und Gewalt gegeniiber diesen besonders gefihrdeten Bevolkerungsgruppen vorzugehen;

21.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die inklusive Gleichstellung von Frauen und Midchen mit
Behinderungen in allen Lebensbereichen sicherzustellen, ihre sexuellen und reproduktiven Rechte zu wahren, sie vor
hduslicher Gewalt und Gewalt durch die Erbringer von Betreuungs- und Unterstiitzungsdiensten zu schiitzen und zu diesem
Zweck Programme zur Sensibilisierung und zum Aufbau von Kapazititen fir Fachkrifte aus den Bereichen
Gesundheitsversorgung, Sozial- und Pflegedienste, allgemeine und berufliche Bildung, Arbeitsvermittlung, Strafverfolgung
und Justiz einzuleiten;

22.  hebt das Ausmafd und die Auswirkungen von Gewalt und Beldstigung am Arbeitsplatz hervor und betont, dass
konkrete Malnahmen auf Ebene der EU notwendig sind, um diese Probleme anzugehen und gegen Mobbing und sexuelle
Beldstigung vorzugehen; weist darauf hin, dass es unter anderem informellen Pflegepersonen, Hausangestellten und
Landarbeitern an Schutz und Sichtbarkeit fehlt, und fordert die Mitgliedstaaten auf, das Ubereinkommen Nr. 189 der TAO
anzunehmen, um die Rechte von Arbeitnehmern, insbesondere Frauen, in der informellen Wirtschaft zu stirken und
sicherzustellen, dass unabhingige und vertrauliche Beschwerdemechanismen vorhanden sind, die fur alle Frauen
diskriminierungsfrei zuganglich sind, und dass spezifische Maffnahmen zur Verfiigung stehen, durch die Beschwerdefiih-
rende vor Vergeltungsmafinahmen durch den Arbeitgeber und wiederholter Viktimisierung geschiitzt werden; begriif$t die
Zusage der Kommission, als Arbeitgeber einen neuen umfassenden Rechtsrahmen mit priventiven und reaktiven
Mafinahmen gegen Beldstigung am Arbeitsplatz anzunehmen;

23.  bedauert, dass nicht auf die geschlechtsspezifische Dimension des Menschenhandels zum Zweck der Ausbeutung der
Arbeitskraft Bezug genommen wird, insbesondere im Falle von Hausangestellten, da in diesem Fall die Moglichkeiten der
Durchfithrung von Inspektionen und Kontrollen der Arbeitstatigkeit beschrinkt sind, weil der Arbeitsplatz eine
Privatwohnung ist; weist auf seine Entschliefung vom 28. April 2016 zu weiblichen Hausangestellten und weiblichem
Pflegepersonal in der EU hin und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Untersuchungen auf diesem Gebiet zu
fordern, um die Verfahren fir die Identifizierung und den Schutz der Opfer zu verbessern, und regierungsunabhingige
Organisationen, Gewerkschaften, offentliche Stellen und alle Biirger in die Aufdeckung einzubezichen;

24. st zutiefst besorgt iiber die Art, das Ausmaf und die Schwere von Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt und die
Folgen aller Formen von Gewalt gegen Frauen und Madchen im Arbeitsumfeld; begriifSt in diesem Zusammenhang das
kiirzlich angenommene Ubereinkommen Nr. 190 der TAO iiber Gewalt und Beldstigung am Arbeitsplatz und fordert die
Mitgliedstaaten auf, es umgehend zu ratifizieren und umzusetzen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten ferner
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auf, wirksame und verbindliche Manahmen zu ergreifen, mit denen Gewalt und Beldstigung am Arbeitsplatz definiert und
unterbunden werden, darunter der wirksame Zugang zu einem geschlechtsspezifischen, sicheren und wirkungsvollen
Beschwerde- und  Streitbeilegungsverfahren, Schulungen, Sensibilisierungskampagnen, Unterstiitzungsdienste und
Rechtsbehelfe;

25. ist der Ansicht, dass Arbeitnehmerinnen, die Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt sind, Anspruch auf die
Verringerung oder Umgestaltung ihrer Arbeitszeiten oder auf einen Wechsel des Arbeitsplatzes haben sollten; ist der
Auffassung, dass geschlechtsspezifische Gewalt in die Risikobewertungen von Arbeitsplitzen einbezogen werden sollte;

26.  verurteilt die Kampagne gegen das Ubereinkommen von Istanbul, das sich gegen Gewalt gegen Frauen richtet, und
die vorsdtzliche Kampagne zu seiner Diskreditierung; ist besorgt iiber die Ablehnung der Null-Toleranz-Politik gegeniiber
Gewalt gegen Frauen und geschlechtsspezifischer Gewalt, die auf einem starken internationalen Konsens beruht; weist
darauf hin, dass dadurch Menschenrechte wie die Gleichheit, die Autonomie und die Wiirde in ihrem Wesen infrage gestellt
werden; betont, dass Organisationen der Zivilgesellschaft bei der Bekdmpfung geschlechtsspezifischer Gewalt und der
Unterstiitzung von Opfern eine zentrale Rolle zukommt, und fordert die Kommission daher nachdriicklich auf,
Organisationen, die diese Ziele verfolgen, angemessene Finanzmittel zur Verfiigung zu stellen; begriifSt die im Rahmen der
neuen Strategie fiir die Rechte von Opfern abgegebene Zusage, die besonderen Bediirfnisse von Frauen und Madchen, die
Opfer von Gewalt geworden sind, anzugehen, damit die Rechte, der Schutz und die Entschidigung von Opfern gesichert
sind; fordert den Rat auf, die Ratifizierung des Ubereinkommens von Istanbul durch die EU und seine vollstindige
Umsetzung umgehend abzuschlieRen und sich fiir die Ratifizierung des Ubereinkommens durch alle Mitgliedstaaten
einzusetzen;

27.  betont, dass alle Formen von Gewalt und Beldstigung im Bildungssystem, in Schulen, an Universitdten, im Rahmen
von Praktika, Programmen zur beruflichen Weiterbildung und allen anderen Programmen in dem gesamten Sektor
anerkannt und bekdmpft werden miissen;

28.  begrifft die vorgeschlagenen konkreten Mafnahmen zur Bekdmpfung von Gewalt im Internet (einschlielich
Beldstigung im Internet, Cyber-Mobbing und sexistischer Hassreden), von der Frauen und Maidchen, insbesondere
Aktivistinnen, Politikerinnen und andere Personlichkeiten des offentlichen Lebens, die im 6ffentlichen Diskurs sichtbar sind,
unverhéltnismifig stark betroffen sind; begriifSt in diesem Zusammenhang die Ankiindigung, dieses Phdnomen im Rahmen
des Gesetzes tiber digitale Dienste anzugehen, und die vorgesehene Zusammenarbeit mit Technologieplattformen und der
IKT-Branche auf der Grundlage eines neuen Rahmens fiir die Zusammenarbeit, durch die dafiir gesorgt werden soll, dass
Letztere das Thema mithilfe geeigneter technischer Mafnahmen wie Praventionstechniken und Reaktionsmechanismen fiir
schidliche Inhalte angehen; fordert die Mitgliedstaaten und die EU nachdriicklich auf, weitere Manahmen, einschlieflich
verbindlicher legislativer Mafnahmen, anzunehmen, um diese Formen der Gewalt im Rahmen einer Richtlinie zur
Vorbeugung und Bekdmpfung aller Formen von Gewalt gegen Frauen zu bekidmpfen, und fordert, dass die Mitgliedstaaten
bei der Entwicklung von Schulungsinstrumenten fiir die in allen Phasen von der Vorbeugung bis zur Strafverfolgung
beteiligten Dienste, etwa fur die Polizeikrifte und das Justizsystem sowie die Informations- und Kommunikationsbranche,
unterstiitzt werden, wahrend zugleich im Internet die Grundrechte geschiitzt werden;

29. ist dartiber besorgt, dass es im EU-Recht kein ausdriickliches Verbot von Diskriminierung aufgrund der
Geschlechtsidentitit und der geschlechtlichen Ausdrucksform einer Person gibt; stellt fest, dass es weiterhin zu
Diskriminierung, Beldstigung und Ausschluss von LGBTIQ+-Personen aus dem Arbeitsmarkt kommt; weist auf seine
EntschlieBung vom 14. Februar 2019 zur Zukunft der Liste von Mafnahmen zur Forderung der Gleichstellung von
LGBTI-Personen (**) und seine Entschliefung vom 18. Dezember 2019 zur 6ffentlichen Diskriminierung von und Hetze
gegen LGBTI-Personen (*’) hin; begriifét die Annahme der ersten LGBTI+-Strategie, und fordert die Kommission auf, ihre
Liste von Mafinahmen zur Forderung der Gleichstellung von LGBTI-Personen 2016-2019 mit konkreten Mafinahmen
weiterzuverfolgen, um gegen Diskriminierung am Arbeitsplatz aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechts-
identitdt, der geschlechtlichen Ausdrucksform und der Geschlechtsmerkmale vorzugehen;

30.  begriit die kiirzlich angenommene erste EU-Strategie fiir die Rechte von Opfern (2020-2025), mit der den
besonderen Bediirfnissen von Opfern geschlechtsspezifischer Gewalt Rechnung getragen wird und insbesondere in Bezug
auf psychische Gewalt gegen Frauen und die langfristigen Auswirkungen auf ihre psychische Gesundheit ein spezifischer
Ansatz verfolgt wird; betont, dass die bestehenden Liicken in Rechtsvorschriften der EU angegangen werden miissen, und
fordert die Kommission auf, unverziiglich einen Vorschlag fiir eine Uberarbeitung der Opferschutzrichtlinie hinsichtlich
internationaler Standards zur Gewalt gegen Frauen, etwa des Ubereinkommens von Istanbul, vorzulegen, um die
Rechtsvorschriften iiber die Rechte von Opfern sowie deren Schutz und deren Entschidigung auszuweiten; betont, dass
durch die Umsetzung der Opferschutzrichtlinie, die in manchen Mitgliedstaaten noch immer unzureichend ist, alle Opfer
wirksamen Zugang zur Justiz erhalten missen; fordert, dass die Rechte von Opfern weiter geférdert werden, auch durch
bereits bestehende Instrumente wie die Europdische Schutzanordnung;

31.  weist die Kommission und die Mitgliedstaaten auf die duferst dramatische Lage von Kindern hin, die durch
geschlechtsspezifische Gewalt zu Waisen wurden oder gezwungen sind, in einem Umfeld hauslicher Gewalt zu leben, und
fordert sie mit Nachdruck auf, die Lage dieser Kinder beim Vorgehen gegen hiusliche Gewalt zu beriicksichtigen;

()  Angenommene Texte, P§_TA(2019)0129.
()  Angenommene Texte, P§_TA(2019)0101.
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32.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, die seit langem erwartete EU-Strategie zur Beseitigung des
Menschenhandels vorzulegen, und betont, dass die geschlechtsspezifische Ausrichtung von Menschenhandel und sexueller
Ausbeutung eindeutig anerkannt werden muss, da Frauen und Madchen am stirksten betroffen sind; erkennt an, dass
sexuelle Ausbeutung zu Zwecken der Leihmutterschaft und Reproduktion oder zu Zwecken wie Zwangsheirat, Prostitution
und Pornografie unannehmbar sind und eine Verletzung der Menschenwiirde und der Menschenrechte darstellen; fordert
daher, dass in der Strategie besonderes Augenmerk auf die Lage von Prostituierten, insbesondere den Zusammenhang
zwischen Prostitution und Menschenhandel mit Frauen und Minderjihrigen, in der EU und weltweit gerichtet wird sowie
auf die zunehmende Nutzung des Internets zu Zwecken der Ausbeutung; hebt die Bedeutung des EU-Koordinators fiir die
Bekdmpfung des Menschenhandels und dessen Arbeit hervor und fordert die Kommission nachdriicklich auf, unverziiglich
den neuen Koordinator zu benennen, um die Umsetzung der Richtlinie zur Bekimpfung des Menschenhandels durch die
Mitgliedstaaten genau zu iiberwachen; betont nachdriicklich, dass Mafinahmen und Strategien zur Verringerung der
Nachfrage einbezogen werden miissen;

33.  fordert verstirkte Mafnahmen im Hinblick auf Rechtsvorschriften iiber Sexualstraftaten und betont, dass
Geschlechtsverkehr immer freiwillig geschehen muss; fordert die Kommission auf, allen Mitgliedstaaten zu empfehlen, die
Definition von Vergewaltigung in ihrer nationalen Gesetzgebung dahingehend zu éndern, dass sie auf fehlender
Zustimmung beruht;

34.  begrifft die EU-weite Kommunikationskampagne zur Bekdmpfung von Geschlechterstereotypen sowie zu
Mafinahmen zur Verhinderung von Gewalt, die sich vorrangig an Minner und Jungen richtet und Konzepten von
Minnlichkeit gewidmet ist; fordert klarere Mafnahmen, mit denen destruktive Mannlichkeitsnormen angegangen werden,
da Geschlechterstereotypen eine Grundursache fiir die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern sind und alle Bereiche der
Gesellschaft betreffen;

35.  fordert eine grofere Beachtung und Unterstiitzung von Waisenhdusern und Pflegeheimen fiir Gewaltopfer, die
wihrend der COVID-19-Pandemie geschlossen wurden oder deren Aufnahmekapazititen stark eingeschrinkt waren,
wodurch Frauen, junge Middchen und Kinder gezwungen waren, sich der Aussicht zu stellen, wihrend der Quarantine im
Haus der sie missbrauchenden Person zu leben;

36.  betont, dass Gewalt gegen Frauen oft der Hauptgrund fiir Obdachlosigkeit bei Frauen ist; fordert die Kommission
daher nachdriicklich auf, die notwendigen Mafnahmen zu ergreifen, um Gewalt gegen Frauen, die zu Obdachlosigkeit fithrt
oder diese verlangert, vorzubeugen;

37.  begriilt, dass einhergehend mit moglichen Rechtsvorschriften eine Empfehlung zur Verhinderung schidlicher
Praktiken angekiindigt wurde, um gegen Genitalverstiimmelung bei Frauen und Médchen, Zwangssterilisierung, Frith- und
Zwangsheirat sowie sogenannte Gewalt im Namen der Ehre vorzugehen, von denen Kinder und junge Madchen besonders
stark betroffen sind;

Die Frau in der Wirtschaft

38.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten erneut auf, die Erhebung von nach Geschlechtern aufgeschliisselten
Daten (**), die Statistiken, die Forschung und die Analysen weiterzuentwickeln und zu verbessern sowie den
Kapazititsaufbau der Institutionen und der zivilgesellschaftlichen Organisationen im Bereich Datenerhebung und
Datenanalyse zu unterstiitzen und durch entsprechende Mafinahmen zu fordern, und zwar vor allem mit Blick auf die
Erwerbsbeteiligung von Frauen und in Bereichen wie informelle Beschiftigung, Unternehmertum, Zugang zu Finanzmitteln
und Gesundheitsdienstleistungen, unbezahlte Arbeit, Armut und Auswirkungen der Sozialschutzsysteme; fordert ferner das
EIGE und alle anderen einschldgigen Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU nachdriicklich auf, neue
Indikatoren auszuarbeiten und aufzunechmen, beispielsweise zu der Armut trotz Erwerbstitigkeit, der Zeitarmut, den
Unterschieden bei der Nutzung der Zeit, dem Wert der (bezahlten und/oder unbezahlten) Pflegearbeit und den Quoten der
Inanspruchnahme durch Frauen und Minner unter anderem im Zusammenhang mit der Richtlinie zur Vereinbarkeit von
Beruf und Privatleben; fordert die Kommission auf, diese Daten zu nutzen, um wirksame Bewertungen der
geschlechtsspezifischen Auswirkungen ihrer Manahmen und Programme sowie der Manahmen und Programme anderer
Organe, Einrichtungen und sonstiger Stellen der EU durchzufiihren;

39.  unterstiitzt die Uberarbeitung der Barcelona-Ziele und die Forderung an die Mitgliedstaaten, fiir angemessene
Investitionen — auch aus verfiigbaren EU-Mitteln — in Betreuungsdienste und Langzeitpflegedienste zu sorgen und
erschwingliche, zugingliche und hochwertige Kinderbetreuung, einschlieflich frithkindlicher Bildung, sicherzustellen, durch
die insbesondere junge Miitter die Moglichkeit erhalten, zu arbeiten undfoder zu studieren, und weist in diesem
Zusammenhang auf den Grundsatz 11 der europdischen Siule sozialer Rechte hin; fordert, dass die Mitgliedstaaten, die die
Ziele noch nicht erreicht haben, finanzielle Unterstiitzung erhalten und sich tiber bewahrte Verfahren austauschen; begriifdt
ferner die Entwicklung von Leitlinien fur die Mitgliedstaaten zum Abbau finanzieller Negativanreize im Zusammenhang mit
der Sozial-, Wirtschafts- und Steuerpolitik; betont, dass das Ziel der gleichmifSigen Aufteilung von Betreuungsaufgaben und
Erwerbstdtigkeit bei diesen Anstrengungen im Mittelpunkt stehen muss, und begriifSt in diesem Zusammenhang die
Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben als einen ersten Schritt;

(*®)  Siehe die EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 30. Januar 2020 zu den Einkommensunterschieden zwischen Frauen
und Minnern.
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40.  fordert die Kommission auf, einen Betreuungs- und Pflegedeal fiir Europa vorzuschlagen, in dessen Rahmen ein
umfassender Ansatz verfolgt wird, der dem gesamten Betreuungs- und Pflegebedarf und allen entsprechenden
Dienstleistungen Rechnung tragt, und Mindestnormen sowie Qualititsleitlinien fiir Betreuung und Pflege fiir Menschen
aller Altersstufen, einschlieflich Kindern, ilteren Menschen und langfristig pflegebediirftigen Menschen, festgelegt werden;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, aufgeschliisselte Daten iiber die Erbringung von Betreuungs- und
Pflegedienstleistungen zu erheben; fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben ziigig und vollstindig durchzufihren und umzusetzen, um eine gerechte Aufteilung von Berufs- und
Familienleben sicherzustellen, und fordert sie auf, iiber die Mindestnormen der Richtlinie hinauszugehen und entsprechende
Maflnahmen zu ergreifen — wie z. B. vollstindig bezahlte Urlaubszeiten, die Forderung einer gleichberechtigten Rolle von
Minnern als Betreuungspersonen und dadurch die Bekimpfung von Geschlechterstereotypen bei der Inanspruchnahme von
Vaterschafts- bzw. Mutterschaftsurlaub, die Anerkennung der Rolle informeller Betreuungspersonen, indem ihr Zugang zu
sozialem Schutz und zu Rentenanspriichen sichergestellt wird, die Unterstiitzung von Dienstleistungen, die auf die
spezifischen Herausforderungen und Bediirfnisse von Eltern bzw. Angehorigen zugeschnitten sind, die Menschen mit
Behinderungen oder Langzeiterkrankungen oder dltere Menschen pflegen, sowie flexible Arbeitsregelungen, die nicht zu
Lasten oder auf Kosten der Lohne der Beschiftigten oder deren Zugang zu Sozial- und Arbeitnehmerrechten und Zulagen
gehen und bei denen das Recht der Beschiftigten auf Nichterreichbarkeit geachtet wird; fordert die Kommission
nachdriicklich auf, die Umsetzung der Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben durch die Mitgliedstaaten
jahrlich genau und systematisch zu tiberwachen;

41.  fordert erschwingliche und hochwertige Kinderbetreuungs- und Langzeitpflegedienste, die insbesondere Frauen die
Riickkehr ins Erwerbsleben ermoglichen und eine gute Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben erleichtern;

42.  betont, dass ein Netz aus Kinderkrippen und Vorschuleinrichtungen geschaffen werden muss; weist darauf hin, dass
es sich dabei um eine breite gesellschaftliche Verantwortung handelt und dass ein allgemeiner Dienst bereitgestellt werden
sollte, der fiir alle Kinder und Familien, die von dem Netz Gebrauch machen méchten, zuginglich ist;

43, legt den Mitgliedstaaten nahe, auf der Grundlage der Zusammenstellung bewahrter Verfahren ,Betreuungsgut-
schriften einzufithren, die Frauen und Minnern zugutekommen, die die informelle Pflege von Familienmitgliedern
iibernommen oder formelle Pflegezeiten (wie Mutterschutz, Vaterschutz und Elternzeit) in Anspruch genommen haben und
die deren Arbeitsausfallzeiten ausgleichen, indem sie auf Rentenanspriiche angerechnet werden; ist der Ansicht, dass diese
Gutschriften fur kurze, festgelegte Zeitrdume vergeben werden sollten, damit Stereotype und Ungleichheiten nicht noch
weiter verankert werden;

44, fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, konkrete Mafnahmen zu ergreifen, um das Risiko von Armut im
Alter und nach der Pensionierung anzugehen, indem die Renten und Sozialleistungen erhoht werden; vertritt die
Auffassung, dass Einkommensungleichheiten zwischen Rentnerinnen und Rentnern iiberwunden werden miissen und dass
zu diesem Zweck die Renten erhoht sowie die offentlichen, allgemeinen und auf dem Solidarititsprinzip beruhenden
Systeme der sozialen Sicherheit erhalten und gestirkt werden miissen, um dafiir zu sorgen, dass durch die genannten
Systeme gemdfl dem Umverteilungsprinzip ein gerechtes und menschenwiirdiges Einkommen nach einem langen
Erwerbsleben sichergestellt wird, wobei zugleich fiir die Tragfahigkeit der 6ffentlichen Systeme der sozialen Sicherheit Sorge
zu tragen ist, indem Arbeitsplitze geschaffen werden, die mit entsprechenden Rechten und einer besseren Entlohnung
verbunden sind;

45.  fordert die Kommission, das Parlament und den Rat auf, die Bediirfnisse von Frauen und ihre Teilhabe am
Arbeitsmarkt sowie die horizontale und vertikale Teilung des Arbeitsmarktes genau zu untersuchen und gleichzeitig im
Rahmen des mehrjihrigen Finanzrahmens (MFR) sowie des Aufbauplans ,NextGenerationEU* Programme zu konzipieren;

46.  betrachtet es als vorrangige Aufgabe, Familien zu unterstiitzen, unter anderem durch die Bereitstellung von
angemessenen und erschwinglichen Kinderbetreuungseinrichtungen, da auf diese Weise ein Beitrag zur Teilhabe von Frauen
am Arbeitsmarkt und zur Verbesserung ihrer Rentenaussichten geleistet wird;

47.  begrifit die Zusage der Kommission, die ordnungsgemifle Umsetzung der Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben in nationales Recht bis 2022 zu tiberwachen und eine uneingeschrinkte Umsetzung sicherzustellen;

48.  fordert die Kommission auf, Daten zur Erbringung verschiedener Formen von Betreuung und Pflege
(Kinderbetreuung, Betreuung alterer Menschen, Betreuung von Menschen mit Behinderungen oder von Menschen, die
Langzeitpflege benotigen) zu erheben, die in eine Studie einfliefen, mit der das Betreuungsgefille untersucht werden und
die als Grundlage fur eine Initiative fir eine Europdische Betreuungsstrategie dienen soll; stellt fest, dass im Rahmen dieser
Strategie zwar die Zustandigkeiten der Mitgliedstaaten, so wie sie in den Vertragen niedergelegt sind, beriicksichtigt werden
missen, mit ihr aber das Ziel verfolgt wiirde, die Zusammenarbeit und die Koordinierung simtlicher Mafinahmen zu
verbessern, was informellen Pflegepersonen und den Menschen, die sie betreuen, zugutekommen wiirde; betont, dass die
Zusammenarbeit auf europdischer Ebene in Verbindung mit der effizienten Verwendung von EU-Mitteln zur Entwicklung
hochwertiger, zuginglicher und erschwinglicher Betreuungsdienste beitragen kann;
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49.  begriiflt die Entscheidung des Rates, die ,allgemeine Ausweichklausel“ zu aktivieren, und fordert die Mitgliedstaaten
auf, in offentliche Dienstleistungen, einschlielich in kostenlose Kinderbetreuung und Gesundheitsfiirsorge, zu investieren,
um neue hochwertige Arbeitsplitze zu schaffen und die soziodkonomischen Auswirkungen der Krise abzuschwichen; ist
der Auffassung, dass Sparmafinahmen langfristige nachteilige Folgen haben, vor allem fiir Frauen, und in der Zeit nach der
COVID-19-Krise nicht durchgesetzt werden diirfen;

50.  begriift das Instrument zur voritbergehenden Unterstiitzung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer
Notlage (SURE); fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass mit diesem Instrument
Einkommensverluste von Frauen ausgeglichen werden;

51.  betont, dass die Investitionen in Dienstleistungen — insbesondere im Gesundheitswesen, im Bildungswesen und in
der Personenbeforderung — erheblich ausgeweitet werden miissen, um auf die Bediirfnisse der Bevolkerung einzugehen
und um zur Unabhingigkeit, Gleichstellung und Emanzipation von Frauen beizutragen;

52.  begriilt die Zusage der Kommission, verbindliche Maffnahmen zur Lohntransparenz vorzulegen, die ein niitzliches
Instrument zur Erkennung von Gesetzesliicken und Diskriminierungen innerhalb eines Sektors sein konnen und mit denen
sich das geschlechtsspezifische Lohngefille tiberwinden lsst; bedauert jedoch die Verzdgerung bei der Verdffentlichung
dieses Vorschlags und fordert die Kommission auf, den Vorschlag maoglichst bald vorzulegen; betont in diesem
Zusammenhang, wie wichtig eine umfassende Zusammenarbeit und die Einbeziehung der Sozialpartner und samtlicher
Interessentrager im Einklang mit den nationalen Gepflogenheiten und Traditionen ist; weist jedoch darauf hin, dass das
Thema des gleichen Entgelts fiir gleiche oder gleichwertige Arbeit von Frauen und Médnnern in verschiedenen Berufssparten
weiterhin angegangen werden muss, um die Unterschiede im Entgelt fiir gleichwertige Arbeit auf dem geschlechtsspezifisch
segregierten Arbeitsmarkt auszugleichen, auf dem die Lohne in einigen Bereichen, in denen iiberwiegend Frauen beschaftigt
sind, wie Pflege, Betreuung, Einzelhandel, Vertrieb und Bildung, niedriger sind als beispielsweise in der verarbeitenden
Industrie oder in technischen Berufen, in denen mehr Manner beschaftigt sind; empfichlt nachdriicklich die Aufnahme des
Grundsatzes des gleichen Entgelts fiir gleichwertige Arbeit von Frauen und Ménnern, der wie folgt definiert werden konnte:
,Arbeit gilt als gleichwertig, wenn auf der Grundlage eines Vergleichs zweier Gruppen von Arbeitnehmern, die nicht
willkiirlich gebildet wurden, die geleistete Arbeit unter Beriicksichtigung von Faktoren wie den Arbeitsbedingungen, dem
Grad der den Arbeitnehmern tibertragenen Verantwortung und den korperlichen oder geistigen Anforderungen der Arbeit
vergleichbar ist.; weist darauf hin, dass zu diesem Zweck geschlechtsneutrale Instrumente zur Arbeitsbewertung und
Klassifizierungskriterien entwickelt werden miissen;

53.  begriifit die von der Kommission vorgenommene Bewertung des bestehenden Rahmens tiber gleiches Entgelt bei
gleicher oder gleichwertiger Arbeit, die Einleitung eines Konsultationsverfahrens zur Verbesserung der Geschlechtergleichs-
tellung in der Arbeitswelt, den bevorstehenden Bericht iiber die Angemessenheit der Renten- und Pensionshohe und die
Prifung der Moglichkeit einer Anrechnung von Rentenanspriichen bei betreuungsbedingten Unterbrechungen der
beruflichen Titigkeit in betrieblichen Altersversorgungssystemen;

54.  fordert die Kommission auf, innerhalb des nichsten Jahres eine Uberarbeitung der Richtlinie 2006/54/EG im
Einklang mit der jiingsten Bewertung der Funktionsweise und Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften tiber gleiches Entgelt
sowie im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europiischen Union vorzulegen; ist der Ansicht, dass im
Rahmen dieser Uberarbeitung eine Definition des Begriffs ,gleichwertige Arbeit®, die fiir alle Berufsgruppen gilt und in der
die Geschlechterperspektive beriicksichtigt wird, ein Verweis auf Mehrfachdiskriminierung sowie zusitzliche Mafinahmen
zur Sicherstellung der Durchsetzbarkeit der Richtlinie in die Richtlinie aufgenommen werden sollten;

55.  verweist auf seine Entschliefung vom 30. Januar 2020 zu den Einkommensunterschieden zwischen Frauen und
Minnern; fordert eine sofortige Uberarbeitung des Aktionsplans und einen ehrgeizigen neuen Aktionsplan zur Bekimpfung
des geschlechtsspezifischen Lohngefilles bis Ende 2020, in dem klare Ziele fur die Mitgliedstaaten festgelegt werden sollten,
um das geschlechtsspezifische Lohngefille in den ndchsten fiinf Jahren zu verringern und sicherzustellen, dass diese Ziele in
den landerspezifischen Empfehlungen beriicksichtigt werden; betont insbesondere, dass in den neuen Aktionsplan eine
bereichsiibergreifende Perspektive aufgenommen werden muss; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die
Sozialpartner und zivilgesellschaftliche Organisationen in die Ausarbeitung der neuen Strategien zum Abbau des
geschlechtsspezifischen Lohngefilles einzubeziehen und die Statistiken, die Forschungstitigkeiten und die Analysen zu
verbessern und weiterzuentwickeln, damit die Fortschritte beim Abbau des geschlechtsspezifischen Lohngefilles besser
gemessen und iiberwacht werden kénnen, wobei Gruppen, die mehrfache und sich iiberschneidende Formen von
Diskriminierung erfahren, besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist; fordert die Kommission auf, den Faktoren, die das
Rentengefille verursachen, Aufmerksamkeit zu widmen und die Mitgliedstaaten bei ihren Manahmen zur Verringerung
desselben zu unterstiitzen, indem sie einen Indikator fiir das geschlechtsspezifische Rentengefille einfithrt, um die
akkumulierten Ungleichheiten, die Frauen im Laufe ihres Lebens erfahren, bewerten zu konnen;

56.  stellt fest, dass die Steuerpolitik unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Arten von Haushalten hat;
betont, dass die individuelle Besteuerung eine entscheidende Rolle bei der Verwirklichung von Steuergerechtigkeit fiir
Frauen spielen kann; hebt die negativen Auswirkungen bestimmter Formen der Besteuerung auf die Beschaftigungsquoten
von Frauen und ihre wirtschaftliche Unabhangigkeit hervor und stellt fest, dass die Steuerpolitik optimiert werden sollte,
um die Anreize fiir die Erwerbsbeteiligung von Frauen zu stirken; weist auf die moglichen negativen Auswirkungen einer
gemeinsamen Besteuerung auf das geschlechtsspezifische Rentengefille hin; betont, dass die Steuersysteme von der
Annahme abriicken sollten, dass die Finanzmittel in den Privathaushalten zusammengelegt und gerecht geteilt werden; weist
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nachdriicklich darauf hin, dass zahlreiche Frauen in Europa angesichts der hohen Preise von Menstruationshygiene-
produkten und des in vielen Mitgliedstaaten auf diese Produkte erhobenen hohen Steuersatzes von Periodenarmut betroffen
sind, und fordert die Mitgliedstaaten dringend auf, Mafnahmen gegen diese Form der indirekten steuerlichen
Diskriminierung und gegen die Periodenarmut zu ergreifen;

57.  weist darauf hin, dass es bei der Forder- und der Steuerpolitik eine starke geschlechtsspezifische Komponente gibt;
begriifSt die Zusage der Kommission, den Gleichstellungsaspekt im mehrjihrigen Finanzrahmen (MFR) und vor allem im
Europiischen Sozialfonds Plus (ESF+) durchgehend zu beriicksichtigen und so die Erwerbsbeteiligung von Frauen, die
Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben und die unternechmerische Tatigkeit von Frauen zu fordern; bedauert aber, dass
der Gleichstellungsaspekt bei der Haushaltsplanung im Rahmen des neuen MFR und der Strukturfonds nicht beriicksichtigt
wird; fordert die Kommission auf, die Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung zu verbessern,
und fordert die Mitgliedstaaten auf, die Gleichstellungsperspektive in die Steuerpolitik einfliefen zu lassen und unter
anderem steuerpolitische Manahmen einer Gleichstellungspriifung zu unterziehen, damit geschlechtsbezogene Verzer-
rungseffekte im Zusammenhang mit der Besteuerung beseitigt werden;

58.  weist erneut darauf hin, dass die Gleichstellung der Geschlechter stirker in den Mittelpunkt gestellt werden muss,
wobei die verschiedenen Phasen des Europdischen Semesters beachtet werden sollten, und fordert, dass ein Saule fur
Gleichstellung und ein tibergeordnetes Gleichstellungsziel in die Nachfolgestrategie zur Europa 2020-Strategie auf-
genommen werden; fordert nachdriicklich dazu auf, in die linderspezifischen Herausforderungen, die im Rahmen des
sozialpolitischen Scoreboards ermittelt werden, klare Indikatoren fiir die Gleichstellung der Geschlechter aufzunehmen und
in ihrem Rahmen statistische Methoden und Analysemethoden zur Uberwachung des Fortschritts bei der Gleichstellung der
Geschlechter aus einer bereichsiibergreifenden Perspektive zu entwickeln;

59.  betont, dass 70 % der im Gesundheits- und Sozialbereich beschaftigten Personen weltweit Frauen sind, die oft nur
den Mindestlohn erhalten und unter prekdren Arbeitsbedingungen titig sind, und fordert, die Gehilter und
Arbeitsbedingungen in stark weiblich geprigten Sektoren wie dem Pflege- und Gesundheitswesen oder im Einzelhandels-
verkauf zu verbessern und das geschlechtsspezifische Lohn- und Rentengefille und die Segregation auf dem Arbeitsmarkt
zu beseitigen;

60.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern geschlechtersensible
Leitlinien fiir die Gesundheit und die Sicherheit am Arbeitsplatz auszuarbeiten, die speziell auf Berufe mit direktem Kontakt
mit Menschen ausgerichtet sind, damit die Beschiftigten in diesen Berufen im Falle kiinftiger Pandemien geschiitzt sind;
betont, dass Verdnderungen der Arbeitsbedingungen wie die Einfithrung von Telearbeit zwar Moglichkeiten bieten, die
Arbeit flexibler zu gestalten und die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben zu verbessern, aber auch die Fahigkeit, von
der Arbeit abzuschalten, beeintrichtigen und die Arbeitsbelastung erhohen konnen, wobei Frauen wegen ihrer
vorherrschenden oder traditionellen Rolle im Haushalt und bei der Familienbetreuung deutlich stirker betroffen sind als
Minner; fordert die Kommission daher auf, einen gleichstellungsorientierten Legislativvorschlag zum Recht auf
Nichterreichbarkeit vorzulegen, eine Richtlinie tiber das psychische Wohlbefinden am Arbeitsplatz vorzuschlagen, in der
Angstzustinde, Depressionen und Burnout als Berufskrankheiten anerkannt werden, und Verfahren zur Privention und fiir
die Wiedereingliederung betroffener Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt einzufiihren;

61.  fordert die Kommission auf, die Richtlinie 92/85/EWG zu iiberarbeiten, damit Frauen in ganz Europa in gleicher
Weise wie Minner die Vorteile der Freiziigigkeit der Arbeitskrifte fiir sich nutzen kénnen (**);

62.  betont, dass die Mitgliedstaaten faktengestiitzte und gut konzipierte arbeitsmarktpolitische Mafnahmen und
Reformen vorlegen miissen, mit denen die Arbeitsbedingungen von Frauen tatsichlich verbessert und mehr hochwertige
Arbeitsplitze geschaffen werden;

63.  fordert die Kommission auf, eine europiische Strategie zum Sozialschutz vorzulegen, in der es um die Freiziigigkeit
der Arbeitnehmer und insbesondere die Feminisierung von Armut unter besonderer Beriicksichtigung alleinerzichender
Frauen geht;

64.  hebt hervor, dass durch Chancengleichheit und hohere Beschiftigungszahlen von Frauen Arbeitsplatze, wirtschaft-
licher Wohlstand und Wettbewerbsfahigkeit in Europa gefordert werden konnen; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, Ziele festzulegen, um die Zahl prekirer Arbeitsplitze und das Ausmaf$ unfreiwilliger Teilzeitarbeit zu
verringern und somit die Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern;

65.  fordert die Kommission auf, einen spezifischen Ansatz im Hinblick auf alleinerziehende Miitter zu entwickeln, die in
wirtschaftlicher Hinsicht besonders gefihrdet sind, da sie oft weniger als Minner verdienen und mit hoherer
Wahrscheinlichkeit den Arbeitsmarkt verlassen, wenn sie ein Kind bekommen; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang auf, die Anwendung der bestehenden rechtlichen Instrumente zur Durchsetzung grenziibergreifender
Unterhaltszahlungen auszubauen und die Verfiigbarkeit dieser Instrumente in der Offentlichkeit bekannter zu machen;
fordert die Kommission nachdriicklich auf, bei der Ermittlung praktischer Probleme im Zusammenhang mit dem Einzug
von Unterhaltszahlungen in grenziibergreifenden Situationen mit den Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten und
Instrumente zur wirksamen Durchsetzung von Zahlungsverpflichtungen zu entwickeln;

(*)  Richtlinie 2014/54/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 iiber Mafnahmen zur Erleichterung der
Ausiibung der Rechte, die Arbeitnehmern im Rahmen der Freiziigigkeit zustehen (ABL. L 128 vom 30.4.2014, S. 8).
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66.  stellt fest, dass die Erwerbsbeteiligung von Frauen niedriger ist als die von Minnern; hebt hervor, dass die
Einkommenssteuer gesenkt werden muss, um die Erwerbsbeteiligung zu fordern;

67.  fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, weitere Manahmen im Kampf gegen die Diskriminierung von Frauen
auf dem Arbeitsmarkt zu ergreifen;

68.  verweist darauf, dass in der Arbeitswelt nach wie vor Ungleichheiten bestehen, was das Einkommen,
Karriereaussichten, Branchen, in denen Frauen den GrofSteil der Arbeitskrifte stellen, sowie den Zugang zu sozialem
Schutz, Bildung und Weiterbildung betrifft; weist darauf hin, dass die Gleichstellung der Geschlechter nur verwirklicht
werden kann, wenn all diese Dimensionen beriicksichtigt werden;

69. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, fiir die gleichberechtigte Teilhabe und Chancengleichheit von
Minnern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu sorgen und die Feminisierung von Armut in all ihren Ausprigungen,
einschlieflich der Altersarmut, anzugehen, insbesondere indem sie bei der Verfugbarkeit von und dem Zugang zu
angemessenen Rentenanspriichen die Geschlechterperspektive beriicksichtigen, sodass das geschlechtsspezifische Renten-
gefille beseitigt wird, und indem sie die Arbeitsbedingungen in Branchen und Berufen verbessern, in denen Frauen den
GrofSteil der Arbeitskrifte stellen, wie etwa im Gastgewerbe, im Tourismus, bei Reinigungsdiensten und in der Pflege; hilt es
tur geboten, die kulturelle Unterbewertung von Berufen, in denen in erster Linie Frauen titig sind, anzugehen und derartige
Stereotype sowie die Uberreprasentation von Frauen in atypischen Beschiftigungsformen zu bekidmpfen; fordert die
Mitgliedstaaten auf, fiir die Gleichbehandlung von Migrantinnen (auch durch eine Uberarbeitung der Regelung zur
Anerkennung beruflicher Qualifikationen) und weiteren besonders schutzbediirftigen Gruppen von Frauen zu sorgen;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Tarifverhandlungen in den verschiedenen Wirtschaftszweigen zu
starken und die Sozialpartner stirker in die Politikgestaltung einzubeziehen, damit stabile und hochwertige Beschaftig-
ungsverhiltnisse gefordert werden; betont, dass es Strategien zur Forderung und Unterstiitzung unternehmerischer
Initiativen von Frauen bedarf;

70.  stellt fest, dass die wachsende Gig-Okonomie Auswirkungen auf jene Erwerbstitigen hat, die in geringerem Ausmaf
gewerkschaftlich organisiert sind und aufgrund von Faktoren wie unregelmafiigen Arbeitszeiten und unregelmifSigem
Einkommen, mangelndem Schutz durch Arbeitnehmerrechte, Unsicherheit in Bezug auf Sozialversicherung und Renten
oder mangelndem Zugang zu beruflicher Weiterentwicklung und Umschulungen Gefahr laufen, in prekdre Beschaftig-
ungssituationen zu geraten; ist besorgt, dass sich die Unsicherheit und die prekire Lage, die damit verbunden sind und die
durch die Ausgangsbeschrinkungen infolge der aktuellen Krise noch verschirft worden sind, besonders nachteilig auf
Frauen auswirken, denen in einem stark von der Geschlechterdimension geprigten Arbeitsmarkt noch immer die
Betreuungs- und Pflegeaufgaben obliegen, und insbesondere auf diejenigen, die von sich tiberschneidenden Formen der
Diskriminierung betroffen sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, gezielte Maflnahmen zum sozialen Schutz von
Freiberuflerinnen und Frauen, die in der Gig-Okonomie beschiftigt sind, umzusetzen; fordert die Kommission auf, die
Umsetzung der Richtlinie 2010/41/EU genau zu iiberwachen;

71.  begrifit die Zusage der Kommission, einen Aktionsplan zur Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte
anzunehmen; hilt es fur geboten, im Einklang mit den Grundsitzen 2 und 3 der Sdule die Geschlechterperspektive
durchgehend zu beriicksichtigen und hierfiir auf einen bereichsiibergreifenden Ansatz anzuwenden;

72.  betont, dass das geschlechterspezifische Lohngefille im Mediensektor hoch ist und dass Frauen in diesem Sektor mit
einer hoheren Wahrscheinlichkeit Opfer von Mobbing, Gewalt, Sexismus und Diskriminierung werden; verweist auf das
zweite Kapitel der europdischen Siule sozialer Rechte zu fairen Arbeitsbedingungen; fordert die Mitgliedstaaten daher auf,
das Recht aller Beschiftigten im Mediensektor auf faire und sichere Arbeitsbedingungen zu wahren;

73.  fordert die Mitgliedstaaten auf, Mafnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Migrantinnen und weibliche
Flichtlinge Zugang zu Gesundheitsversorgung, Bildung, Nahrungsmitteln und Informationsdiensten haben, sowie um
etwaige Liicken bei ihrem Schutz zu schliefen, insbesondere hinsichtlich von Gewalt zwischen Mannern und Frauen und
hinsichtlich des Frauenhandels;

74.  fordert die Mitgliedstaaten auf, entschiedene Manahmen zu ergreifen, um Unternehmen zu sanktionieren, die die
Bestimmungen des Arbeitsrechts missachten und eine diskriminierende Ungleichbehandlung von Minnern und Frauen
betreiben; vertritt ferner die Auffassung, dass bei der Gewdhrung von EU-Mitteln an Unternehmen das Prinzip der
Konditionalitdt angewandt werden sollte, sodass nur jene Unternehmen Mittel erhalten, die hohe arbeitsrechtliche Standards
einhalten und Frauen nicht diskriminieren;

75.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, sich dafir einzusetzen, dass mehr Frauen an wirtschaftlichen
Entscheidungspositionen beteiligt sind, indem sie die damit einhergehenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Vorteile
betont und den Austausch bewahrter Verfahren wie offentlicher Indizes zur Gleichstellungsleistung von Unternehmen
fordert; fordert die Kommission nachdriicklich auf, die Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten sowie mit dem derzeitigen
und dem kiinftigen EU-Vorsitz fortzusetzen, damit die Blockade im Rat schnellstmdglich beendet und die Richtlinie zu
,Frauen in Aufsichtsriten” umgesetzt wird, und zusammen mit den Mitgliedstaaten eine Strategie zu entwickeln, damit alle
Frauen mit unterschiedlichen Hintergriinden in Entscheidungspositionen, auch in simtlichen Organen der EU, auf
bedeutsame Weise vertreten sind;

76.  verweist darauf, dass dadurch, dass Frauen im offentlichen und politischen Leben unterreprisentiert sind, das
reibungslose Funktionieren demokratischer Institutionen und Verfahren beeintrichtigt wird; fordert die Mitgliedstaaten
daher auf, Mafnahmen anzuregen und zu unterstiitzen, mit denen eine ausgewogene Beteiligung von Mannern und Frauen
an Entscheidungsprozessen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene vorangebracht wird;
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77.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Mafinahmen zur Bekdmpfung des Phdnomens der glisernen
Decke zu ergreifen, z. B. einen groffziigigen Elternurlaub, Zugang zu hochwertiger, erschwinglicher Kinderbetreuung und
die Beseitigung jeder Form der direkten und indirekten Diskriminierung im Zusammenhang mit Beforderungen auf dem
Arbeitsmarkt;

78.  begrifit die Unterstiitzung fiir Geschlechterparitit in gewdhlten Gremien wie dem Europdischen Parlament; fordert
die Einfithrung verbindlicher Mafinahmen wie Quoten und betont, dass das Parlament in dieser Hinsicht als Vorbild dienen
muss; begriift ferner die Ankiindigung der Kommission, hinsichtlich der Besetzung von Fithrungspositionen mit gutem
Beispiel voranzugehen und fordert Strategien, die eine aussagekriftige Vertretung von Frauen mit unterschiedlichen
Hintergriinden in Entscheidungspositionen in der Kommission sicherstellen; nimmt die bereits unternommenen
Anstrengungen im Zusammenhang mit der Zusammensetzung der derzeitigen Kommission zur Kenntnis und betont,
dass dasselbe Ziel auch im Parlament angestrebt werden muss; fordert die Mitgliedstaaten auf, verbindliche Quoten in ihre
Wahlsystem zu integrieren, um eine gleiche Reprasentanz von Frauen und Mannern sowohl im Europaischen Parlament als
auch in den nationalen Parlamenten sicherzustellen;

79.  begriilt die Zusage der Kommission, die Beteiligung von Frauen als Wihlerinnen und Kandidatinnen bei der Wahl
zum Europdischen Parlament im Jahr 2024 zu fordern; betont in diesem Zusammenhang, dass der Akt zur Einfihrung
allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europdischen Parlaments iiberarbeitet werden muss, damit ein Mitglied
des Europdischen Parlaments, das von seinem Recht auf Mutterschafts-, Vaterschafts- oder Elternurlaub Gebrauch macht,
zeitweilig ersetzt werden kann; fordert die Kommission auf, den Akt entsprechend zu iiberarbeiten, und den Rat, diese
Uberarbeitung zu billigen;

80. fordert, dass Frauen auch in lindlichen Gebieten und in Randgebieten die Moglichkeit haben sollten, ihre
Lebensentwiirfe zu verwirklichen; weist darauf hin, dass die dafiir erforderliche Infrastruktur vorhanden sein muss, neue
Geschiftsfelder erschlossen werden miissen, der Wiedereinstieg in den Beruf erleichtert und die Zusammenarbeit
unterschiedlichster Kooperationspartner geférdert werden muss, um den Zugang dieser Frauen zum Arbeitsmarkt zu
unterstiitzen, zu fordern, zu erleichtern und zu begiinstigen, fir Chancengleichheit zu sorgen und den sozialen
Zusammenhalt in den Dorfern zu verbessern;

81.  betont, dass Frauen in der Wirtschaft lindlicher Gebiete eine aktive und wesentliche Rolle spielen, und bedauert, dass
es bei der Beschiftigung in der Landwirtschaft und beim Zugang zu sozialer Sicherheit, Ausbildung, Mutterschaftsurlaub
und Altersrenten nach wie vor erhebliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern gibt; fordert die Kommission, die
Mitgliedstaaten und die regionalen und lokalen Gebietskorperschaften auf, Projekte im Bereich der Etablierung innovativer
landwirtschaftlicher Tatigkeiten im lindlichen Raum und in diinn besiedelten Gebieten, die vor allem auf Frauen
ausgerichtet sind, zu unterstiitzen, damit ihre Stellung auf dem Agrarmarkt gestarkt wird, wodurch neue Arbeitsplitze
geschaffen werden konnen; fordert die Kommission des Weiteren auf, Finanzierungsmoglichkeiten im Rahmen der zweiten
Sdule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) aufzuzeigen, um den Zugang von Frauen zu Land zu verbessern und ihre
Arbeitsbedingungen in lindlichen Gebieten, insbesondere im Rahmen von Saisonarbeit, zu verbessern;

82.  fordert die Kommission auf, ihre Bemithungen zu verstirken, konkrete Mafsnahmen und spezifische Fonds zur
Bekdmpfung der Feminisierung der Armut und prekirer Beschiftigung vorzubringen, wobei ein besonderer Schwerpunkt
auf die zahlreichen Formen der Diskriminierung, denen Frauen ausgesetzt sind, gelegt werden sollte;

83.  bekraftigt seine Forderung an die Kommission und die Mitgliedstaaten im Hinblick auf seine EntschlieSung vom
28. April 2016 zu weiblichen Hausangestellten und weiblichem Pflegepersonal in der EU; fordert die Kommission dringend
auf, einen allgemeinen Rahmen fiir die Professionalisierung von hiuslicher Arbeit und Pflege einzufiihren, der zur
Anerkennung und Standardisierung der entsprechenden Berufe und Fahigkeiten sowie zum mdglichen Aufbau einer
Karriere fithrt, und die Mitgliedstaaten aufzufordern, Systeme fiir die Professionalisierung, die Ausbildung und
kontinuierliche Weiterbildung sowie die Anerkennung der Qualifikationen von weiblichen Hausangestellten und
weiblichem Pflegepersonal einzufithren und offentliche Arbeitsvermittlungen einzurichten, um die Professionalisierung
zu fordern;

84.  fordert die Mitgliedstaaten auf, in der Branche der darstellenden Kiinste Mafinahmen zu férdern und zu entwickeln,
in deren Rahmen der Wert der Chancengleichheit und der Geschlechtergleichstellung in allen Aktivititen geachtet wird,
wobei ein Schwerpunkt darauf gelegt werden sollte, die negativen Auswirkungen der langfristigen Ungleichheiten und
Disparitdten zu mindern, wie z. B. die Kluft zwischen den Geschlechtern in der Musikbranche, in der das Verhiltnis von
Minnern und Frauen iber alle Regionen hinweg und in Europa insgesamt etwa 70 % zu 30 % betrdgt, Frauen nur
20 Prozent oder weniger aller registrierten Komponisten und Songwriter ausmachen, im Durchschnitt 30 % weniger Lohn
als die in der Branche titigen Ménner erhalten, nur 2,3 % aller klassischen Werke, die in Konzerten gespielt werden,
komponiert haben und nur 15 % aller Plattenfirmen besitzen;

85. st besorgt iiber die eingeschrinkte soziale Mobilitit von Frauen, die ihre Mobilitit auf dem Arbeitsmarkt
einschrankt; betont, dass die Moglichkeiten fir die Mobilitdt von Arbeitskriften innerhalb der EU verbessert werden
miissen;
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Digitale Politik zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter

86.  bedauert, dass Frauen in der Digitalwirtschaft sowie in den Bereichen KI, IKT und STEM in Bezug auf die Aus- und
Weiterbildung und Beschiftigung unterreprisentiert sind, und weist auf die Gefahr hin, dass infolgedessen Stereotype und
geschlechtsspezifische Vorurteile durch die Programmierung von KI-Programmen und anderen Programmen verstirkt und
reproduziert werden; weist auf die moglichen Vorteile und Chancen, aber auch auf die potenziellen Herausforderungen der
Digitalisierung fiir Frauen und Méddchen hin und fordert die Kommission nachdriicklich auf sicherzustellen, dass konkrete
Mafinahmen zur Gleichstellung der Geschlechter im Rahmen der Umsetzung der Binnenmarktstrategie und der digitalen
Agenda angenommen werden, um rechtzeitig und im Voraus negative Auswirkungen der Digitalisierung auf Frauen und
Madchen zu verhindern und fiir einen eindeutigen Zusammenhang zwischen den Verpflichtungen zur Beseitigung von
Stereotypen und umfassenden Mafnahmen zur Sicherstellung der Unabhingigkeit von Frauen bei der Gestaltung des
digitalen Arbeitsmarkts zu sorgen; fordert die Kommission auf, konkrete Malnahmen vorzuschlagen, damit Technologien
und kiinstliche Intelligenz zur Entwicklung von Instrumenten zur Bekdmpfung von Geschlechterstereotypen genutzt
werden und es Mddchen und Frauen leichter gemacht wird, sich in Mathematik-, Informatik-, Naturwissenschafts-, Technik-
(MINT) und IKT-Studiengdnge einzuschreiben und diese Berufswege auch weiterzuverfolgen;

87.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gegen die vertikale und horizontale Segregation in der
Arbeitswelt sowie gegen diskriminierende Praktiken bei Entscheidungen iiber Einstellung und Beforderung vorzugehen,
unter anderem mit Manahmen zur Forderung der Eingliederung von Frauen aus marginalisierten Gruppen in den
Arbeitsmarkt;

88.  fordert, dass die Struktur traditioneller Rollenbilder und die Zuschreibung von Berufen und Tatigkeiten zu einem
bestimmten Geschlecht weiter aufgebrochen wird, so dass ein gesellschaftlicher Wandel zur Uberwindung nach wie vor
existierender Vorurteile und Geschlechterstereotypen vorangetrieben wird; betont in diesem Zusammenhang die
Wichtigkeit der Sensibilisierung aller am Studien- und Berufsorientierungsprozess Beteiligten;

89.  betont, wie wichtig der Zugang zu und die Entwicklung von digitalen Fahigkeiten fiir ltere Frauen, Frauen in
landlichen Gegenden und Frauen und Midchen in benachteiligten Positionen mit eingeschrinktem Zugang zu neuen
Technologien ist, damit Frauen und Madchen am aktiven Leben teilnehmen konnen und die Kontaktaufnahme zu Freunden
und Verwandten vereinfacht wird;

90.  begriiflt die Zusage der Kommission, Horizont Europa dafiir zu nutzen, Erkenntnisse und Losungen aufzuzeigen, die
es ermoglichen sollen, potenzielle geschlechtsspezifische Diskriminierungen im Bereich der KI zu bekidmpfen; fordert
jedoch, alle moglichen Fordermittel zu nutzen, um Projekte zu unterstiitzen, die Frauen und Midchen dazu ermutigen, ihre
digitalen Kompetenzen zu verbessern, und die sie mit MINT-Fichern vertraut zu machen;

91.  stellt fest, dass die Bedeutung und die Moglichkeiten von Telearbeit und Fernarbeit in Zeiten von Ereignissen wie der
anhaltenden COVID-19-Pandemie zunehmen; fordert die Kommission auf, in der Strategie Telearbeit und Fernarbeit als
wichtigen Faktor fir die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben zu beriicksichtigen;

Beriicksichtigung des Gender Mainstreaming in allen EU-Politikbereichen und Finanzierung von Gleichstellungs-
mafSnahmen

92.  betont, dass Gender Mainstreaming und Gender Budgeting wesentliche Instrumente zur Bewertung der
Auswirkungen von unterschiedlichen politischen Manahmen und des Einsatzes finanzieller Mittel zur Gleichstellung
der Geschlechter sind, und dass sie wihrend des gesamten Prozesses der Politikgestaltung und im Rahmen aller
Haushaltsplanungsmafinahmen genutzt werden sollten;

93.  bekraftigt die Bedeutung des Gender Mainstreaming als systematischem Ansatz zur Erreichung der Gleichstellung
der Geschlechter; begriifSt daher die neu eingerichtete Task Force der Kommission fiir Gleichstellung und fordert, dass diese
Task Force angemessen mit Ressourcen ausgestattet wird und ihre Mitarbeiter angemessen Schulungen erhalten und dass sie
dem Ausschuss fiir die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter regelmifig tiber ihre Arbeit Bericht
erstattet; unterstreicht die Bedeutung der Transparenz und der Einbeziehung von Frauenrechtsorganisationen und
Organisationen der Zivilgesellschaft mit unterschiedlichen Hintergriinden; fordert die Kommission nachdriicklich auf,
Bestimmungen aufzunehmen, die die Beriicksichtigung der Beitrdge der Task Force fiir die Generaldirektionen verbindlich
machen und fiir alle Mitarbeitenden Weiterbildungen sowie Prozesse zur Uberwachung und Bewertung der durchgingigen
Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung gemif$ ihrem Auftrag zu entwickeln;

94.  fordert die Kommission, das Parlament und den Rat auf, mithilfe der GAP-Strategiepline bestimmte thematische
Teilprogramme fiir Frauen in lindlichen Gebieten zu entwickeln, die vom Europdischen Garantiefonds fiir die
Landwirtschaft (EGFL) und vom Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums finanziert
werden (EAFRD); betont, dass diese Teilprogramme dazu dienen sollten, die Beschaftigung von Frauen und weiblichem
Unternehmertum zu f6rdern, indem Chancen genutzt werden, die mit Agrotourismus und der Entwicklung von digitalen
Dorfern zusammenhingen, die den Zugang von Bauerinnen zu Land, Krediten und Finanzierungsinstrumenten erleichtern
und durch Aus- und Weiterbildung sowie Beratungsdienste, eine verbesserte Teilnahme an lokalen Aktionsgruppen und
durch die Entwicklung von lokalen Partnerschaften im Rahmen des LEADER-Programms die Fahigkeiten und die Leistung
von Frauen verbessern; fordert in diesem Zusammenhang, EU-Mittel fiir bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen in
landlichen Gegenden bereitzustellen, einschlieflich eines besseren Zugangs zu Dienstleistungen und der Entwicklung von
Infrastruktur, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf Breitband-Internetzugang sowie der Unterstiitzung von Unterneh-
mensinitiativen und den Zugang zu Krediten gelegt werden soll, um die Rolle von Frauen in lindlichen Gebieten zu stirken;
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fordert die Mitgliedstaaten auf, sich tber bewihrte Verfahren auszutauschen, insbesondere in Bezug auf den
Beschaftigungsstatus von Ehe- und Lebenspartnerinnen in der Landwirtschaft, um ihnen den Zugang zu sozialer
Absicherung, Ausbildung, Mutterschaftsurlaub und Rente zu ermdglichen, und fordert, dass die Kommission in dieser
Hinsicht Unterstiitzung anbietet;

95.  fordert die Kommission auf, das Unternehmertum von Frauen und den Zugang zu Krediten und Eigenkapitalfi-
nanzierung durch EU-Programme und -Fonds zu fordern, und begriifSt, dass sie beabsichtigt, neue Mafinahmen
einzufithren, um von Frauen gefiihrte Start-up-Unternehmen und innovative kleine und mittlere Unternehmen 2020 zu
unterstiitzen und die Gleichstellung der Geschlechter im Rahmen von Horizont Europa zu stirken; betont, dass es ein
wesentliches Instrument fiir Fortschritte in diesem Bereich ist, Gleichstellungsplane von Antragstellern zu fordern; betont,
dass es notig ist, fiir bestehende und kiinftige EU-Finanzierungsmoglichkeiten fiir unternehmerisch titige Frauen und
Midchen zu sensibilisieren und die Sichtbarkeit von Frauen in Fithrungspositionen zu erhohen, um stirkere Vorbilder zu
etablieren und bestehende Stereotype auszurdumen;

96.  betont, dass die Reaktion auf die COVID-19-Pandemie zum Anlass genommen werden sollte, um zusitzliche
Haushaltsmittel einzufithren, mit denen die Mitgliedstaaten Opfer von Gewalt unterstiitzen konnten;

97.  ist zutiefst besorgt dariiber, dass im europiischen Griinen Deal und in den dazugehérigen Initiativen weder eine
geschlechtsspezifische Perspektive beriicksichtigt wird noch auf die Gleichstellung der Geschlechter Bezug genommen wird;
fordert nachdriicklich, dass die Geschlechtergleichstellung durchgéngig in der Umwelt- und Klimapolitik der EU — z. B. im
Griinen Deal — beriicksichtigt wird, und betont, dass geschlechterdifferenzierte Folgenabschdtzungen in die Umwelt- und
Klimapolitik einfliefen miissen, um sicherzustellen, dass in ihrem Rahmen bestehende geschlechtsspezifische Ungleich-
heiten und andere Formen der sozialen Ausgrenzung angegangen werden; fordert die Kommission auf, die finanzielle und
institutionelle Unterstiitzung zur Forderung eines geschlechtergerechten Klimaschutzes zu verstirken und solide politische
Mafinahmen zur Forderung der gleichberechtigten Beteiligung von Frauen an Entscheidungsgremien und an der
Klimapolitik auf nationaler und lokaler Ebene einzufiithren, was von entscheidender Bedeutung dafiir ist, langfristige
Klimagerechtigkeit zu erreichen, und fordert, dass Frauen und Midchen als Trigerinnen des Wandels anerkannt und
unterstiitzt werden;

98.  fordert die Kommission auf, einen Fahrplan auszuarbeiten, um den Verpflichtungen im auf der 25. Konferenz der
Vertragsparteien des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen (COP 25) vereinbarten
erneuerten Aktionsplan fir die Gleichstellung nachzukommen, und eine stindige EU-Anlaufstelle fiir Gleichstellungsfragen
und den Klimawandel mit ausreichenden Haushaltsmitteln einzurichten, um geschlechtergerechte Klimaschutzmafinahmen
in der EU und auf der ganzen Welt umzusetzen und zu tiberwachen;

99.  betont, dass die Mittel fiir EU-Programme zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Frauenrechte
aufgestockt werden miissen; fordert die Kommission auf, ihre Bemithungen darum, die Beriicksichtigung des
Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung umzusetzen, als wesentliches Element des Haushaltsverfahrens in allen
Phasen und in Bezug auf alle Haushaltslinien zu verstirken und eigene Haushaltslinien fir gezielte Mafinahmen
aufzunehmen; betont, dass in Bezug auf alle neuen Mainahmen, Mechanismen oder Strategien eine geschlechterdifferenz-
ierte Folgenabschitzung vorgenommen werden sollte; fordert die Kommission und den Rat in diesem Zusammenhang auf,
in Betreuung und Pflege zu investieren und als Ergdnzung zum europdischen Griinen Deal einen Betreuungs- und Pflegedeal
fur Europa anzunehmen; begriiflt, dass das Gender Mainstreaming zum ersten Mal eine horizontale Prioritit im MFR sein
wird und mit einer griindlichen geschlechterdifferenzierten Folgenabschitzung und Uberwachung der Programme
einhergehen wird;

100.  fordert die Kommission auf, bei der Gestaltung der neuesten politischen Mafinahmen und Strategien der EU die
Gleichstellung der Geschlechter sowie den gesamten Lebenszyklus zu beriicksichtigen und so dazu beizutragen, die
wirtschaftliche Unabhangigkeit von Frauen zu steigern und diesbeziigliche Ungleichheiten langfristig zu verringern;

101.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Mafinahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Frauen die
Chancen nutzen konnen, die sich aus dem griinen Wandel ergeben; hebt hervor, dass die Geschlechtergleichstellung bei
beschiftigungspolitischen Mafnahmen im Zusammenhang mit der Nachhaltigkeit und einem gerechten Ubergang
durchgingig beriicksichtigt werden sollte, damit politische Manahmen ergriffen werden, durch die eine angemessene
Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben ermdoglicht wird und ein gleiches Arbeitsentgelt, ein angemessenes Einkommen,
die personliche Entwicklung und ein angemessener Sozialschutz sichergestellt werden; fordert nachdriicklich, dass bei
Projekten, die im Rahmen von Umweltprogrammen finanziert werden, und beim Zugang zu Investitionen fir den
Klimaschutz eine geschlechtsspezifische Perspektive beriicksichtigt wird;

102.  fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die Gleichstellung der Geschlechter und die Stirkung der
Position der Frau im Sport im Allgemeinen zu fordern, da Sport eine erhebliche und unbestreitbare Rolle bei der
Unterstiitzung von Frauen und Midchen bei der Uberwindung von Geschlechterstereotypen, beim Aufbau von
Selbstvertrauen und bei der Stirkung ihrer Fithrungsqualititen spielen kann; fordert die Mitgliedstaaten und die
Kommission auf, wirksame Plattformen zur Forderung weiblicher Vorbilder und Fihrungspersonlichkeiten mit
internationaler, nationaler und lokaler Reichweite bereitzustellen; fordert die Mitgliedstaaten auf, Mafinahmen zur
Bekdmpfung geschlechtsspezifischer Unterschiede bei der Vergiitung und bei Preisgeldern sowie jeglicher Form der Gewalt
gegen Frauen und Midchen im Sport zu fordern und auszuarbeiten und fiir eine verstirkte Berichterstattung tiber Frauen in
den Sportmedien und ihre bessere Vertretung in Entscheidungspositionen zu sorgen; fordert die Kommission auf, Sport in
der geplanten Kampagne gegen Stereotype zu beriicksichtigen;
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103.  fordert die EU auf, bei der Reaktion auf die COVID-19-Krise von einer bereichsiibergreifenden und
gleichstellungsorientierten Perspektive auszugehen und erhebliche Mittel aus dem Aufbau- und Resilienzinstrument fiir
Mafnahmen zur Gleichstellung der Geschlechter — insbesondere in stark feminisierten Branchen — und fiir die Forderung
der Frauenrechte zuzuweisen; fordert, dass die Finanzierung auf einem messbaren Grundsatz der durchgingigen
Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung beruht, durch den eine faire, angemessene und koharente Verteilung der
Mittel sichergestellt werden kann; fordert ferner, dass ein spezieller Coronavirus-Fonds fur die Gleichstellung der
Geschlechter eingefuhrt wird, um den Kampf gegen bestehende Ungleichheiten zu unterstiitzen;

104.  bekraftigt, dass die geschlechtsspezifische Perspektive bei der kiinftigen Strategie zur Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen 2021 weiter einbezogen werden muss, wobei der Verbesserung des Zugangs zum Arbeitsmarkt durch
gezielte Malnahmen und Aktionen gebiithrende Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

105.  weist auf seine Entschliefung vom 29. November 2018 zur Situation von Frauen mit Behinderungen hin (*);
fordert die Kommission nachdriicklich auf, im Rahmen der Europiischen Strategie zugunsten von Menschen mit
Behinderungen fiir die Zeit nach 2020 einen konsolidierten Vorschlag vorzulegen, in dem die Ausarbeitung positiver
Mafinahmen fur Frauen mit Behinderungen vorgesehen ist, mit denen fiir ihre uneingeschrinkte und wirksame Teilnahme
am Arbeitsmarkt gesorgt werden soll und Diskriminierung und Vorurteile, mit denen sie zu kdmpfen haben, beseitigt
werden sollen, darunter Mafnahmen zur Forderung von Beschiftigung, Ausbildung, Stellenvermittlung, gleichberechtigten
Berufswegen, gleichem Arbeitsentgelt, der Barrierefreiheit und angemessenen Vorkehrungen am Arbeitsplatz und weiterem
Lernen, wobei auf ihre digitale Inklusion und die Notwendigkeit, fiir die Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben zu sorgen,
zu achten ist; fordert zudem, dass bei Mainahmen im Zusammenhang mit den geschlechtsspezifischen Unterschieden bei
Einkommen, Renten sowie Betreuung und Pflege ausdriicklich auf die Bediirfnisse von Eltern und Betreuungs- und
Pflegepersonen von Kindern mit Behinderungen, vor allem auf die Bediirfnisse von Frauen und Alleinerziehenden,
eingegangen wird; stellt fest, dass eine Garantie der Rechte von Menschen mit Behinderungen mit konkreten MafSnahmen
benotigt wird, die den Bediirfnissen von Frauen mit Behinderungen Rechnung tragen, und dass die Jugendgarantie gestarkt
werden muss;

106.  fordert die Kommission auf, insbesondere die schutzbediirftigsten Frauen zu erreichen; fordert die Kommission
daher auf, dafiir Sorge zu tragen, dass bei allen einschligigen Mafnahmen im Rahmen der Strategie keine Frau
zuriickgelassen wird;

107.  weist darauf hin, dass die geschlechtsspezifische Perspektive beim Thema Gesundheit und Sicherheit am
Arbeitsplatz nicht beriicksichtigt wird; betont, dass die durchgingige Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung bei
der Ausarbeitung von Mafinahmen und Priventionsstrategien fiir Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz in allen
Branchen ein wesentliches Element sein sollte, auch bei der kiinftigen Uberarbeitung des strategischen Rahmens fiir
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz fiir die Zeit nach 2020 durch die Kommission; fordert die Kommission, die
Mitgliedstaaten und die Sozialpartner nachdriicklich auf, Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Erkrankungen, die noch
nicht als solche anerkannt wurden und besonders haufig bei hauptsichlich von Frauen ausgeiibten Berufen auftreten, sowie
Erkrankungen, die speziell Frauen betreffen, als Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Erkrankungen anzuerkennen, die
Geschlechtergleichstellung beim Thema Gesundheit und Sicherheit bei hauptsichlich von Mannern ausgeiibten Berufen
durchgehend zu beriicksichtigen, wenn es diesbeziiglich — unter anderem in Bezug auf Sanitdranlagen, Arbeitsausriistung
oder personliche Schutzausriistung — noch zahlreiche Mingel gibt, fiir Mutterschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz
und fiir Manahmen fiir die Riickkehr in den Beruf nach dem Mutterschaftsurlaub zu sorgen sowie die Risiken am
Arbeitsplatz in feminisierten Bereichen — auch zu Hause im Falle von Hausarbeit, Betreuung und Pflege — zu bewerten;

108.  fordert die Kommission angesichts der nachgewiesenen Vorteile von Muttermilch fiir Neugeborene auf, das Stillen
zu fordern, insbesondere bei Frithgeburten; fordert die Kommission auf, Malnahmen zu unterstiitzen, mit denen der
Einsatz von Muttermilch — sowohl durch Stillen als auch durch Milchspenden fiir Frithgeburten — verbessert wird, und
den landeriibergreifenden Einsatz von Muttermilchbanken zu fordern, um sicherzustellen, dass in Grenzregionen lebende
Frauen bei Bedarf auf eine derartige Unterstiitzung zuriickgreifen konnen;

109.  fordert, dass das Thema Behinderungen bei allen allgemeinen Initiativen zur Gleichstellung der Geschlechter, die in
der Europiischen Union gefordert werden, einbezogen wird; fordert nachdriicklich, dass der Schutz von Menschen mit
Behinderungen unter Amtsvormundschaft bzw. mit beschrankter Geschiftsfahigkeit, die Opfer geschlechtsspezifischer
Gewalt wurden, sichergestellt wird, und fordert zu diesem Zweck nachdriicklich einen wirksamen Zugang dieser
Personengruppe zur Justiz sowie Schulungen und einen Kapazititsautbau fiir die an Prozessen beteiligten Mitarbeiter von
Fachdiensten (z. B. im Bereich der Strafjustiz Tatige oder Angehorige der Gesundheitsberufe); fordert nachdriicklich die
Schaffung eines zuginglichen und stereotypfreien Bildungssystems, das es Maddchen und Frauen mit Behinderungen
ermdglicht, ihre Studien- und Arbeitsfelder entsprechend ihren Wiinschen und Begabungen und ohne Einschrinkungen
durch mangelnde Barrierefreiheit, Vorurteile und Stereotype zu wihlen; unterstiitzt die Mitwirkung von Frauen mit
Behinderungen als Vorbilder fiir Verinderungen in der Gleichstellungs- und der Frauenrechtsbewegung; fordert
nachdriicklich, dass Frauen und Midchen mit Behinderungen — auch diejenigen, die in Einrichtungen untergebracht
sind — in alle Pline zur Privention von Brust- und Gebarmutterhalskrebs in den Mitgliedstaaten sowie in alle Programme
zur Bekdmpfung von HIV/AIDS und andere Programme zur Beseitigung sexuell {ibertragbarer Krankheiten einbezogen
werden; fordert nachdriicklich, dass alle Indikatoren und Daten, die zu Gleichstellungsfragen gesammelt werden, nach Alter,
Behinderung und Geschlecht aufgeschliisselt werden;

(*)  ABL C 363 vom 28.10.2020, S. 164.
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Abwehr von Gegenreaktionen gegen die Gleichstellung der Geschlechter

110.  bekraftigt die Notwendigkeit eines regelmifigen Austauschs iiber bewidhrte Verfahren zwischen den Mit-
gliedstaaten, der Kommission und wichtigen Interessentrigern (z. B. Angehorige der Gesundheitsberufe, Regulierungsstellen
und Organisationen der Zivilgesellschaft) iiber geschlechtsspezifische Aspekte im Bereich Gesundheit, einschlieflich
Leitlinien fiir eine umfassende Sexual- und Beziehungserzichung, fiir sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit
verbundene Rechte sowie fur geschlechtersensible Reaktionen auf Epidemien; fordert die Kommission auf, weitere
Maflnahmen zu ergreifen und Unterstiitzung zu leisten, um die sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit
verbundene Rechte bei der Umsetzung der aktuellen Strategie fur die Gleichstellung der Geschlechter sicherzustellen, und
die sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte in ihre ndchste EU-Gesundheitsstrategie
aufzunehmen; fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten bei der Stirkung ihrer Gesundheitssysteme und bei der
Ermoglichung eines hochwertigen und allgemeinen Zugangs zu allen Gesundheitsdiensten zu unterstiitzen und die
Unterschiede beim Zugang zu Gesundheitsdiensten — einschlieflich Diensten im Zusammenhang mit der sexuellen und
reproduktiven Gesundheit und damit verbundenen Rechten — zwischen und in den Mitgliedstaaten zu verringern; fordert
die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, einen sicheren, zeitnahen und umfassenden Zugang zu Diensten im
Zusammenhang mit der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und damit verbundenen Rechten und zu den
notwendigen Gesundheitsdiensten sicherzustellen;

111.  fordert die Kommission auf, im Rahmen der kiinftigen EU-Gesundheitsstrategie, deren Schwerpunkt auf dem
Zugang zur Gesundheitsvorsorge in allen Lebensabschnitten, der Gesundheit und Sicherheit von Frauen am Arbeitsplatz
und einer konkreten geschlechtsspezifischen Ausrichtung des europaischen Plans zur Krebsbekimpfung liegen sollte, gegen
Ungleichheiten im Gesundheitsbereich vorzugehen; hebt erneut die Bedeutung der geschlechtsspezifischen Medizin und
Forschung hervor und betont daher, dass Investitionen in Bezug auf die gesundheitsbezogenen Unterschiede zwischen
Frauen und Médnnern im Rahmen von Horizont Europa unterstiitzt werden sollten, damit die Gesundheitssysteme besser
auf die unterschiedlichen Bediirfnisse von Frauen und Ménnern eingehen konnen;

112.  fordert die Kommission auf, die Forschung zur nicht-hormonellen Empfingnisverhiitung fiir Frauen zu
unterstiitzen, damit ihnen mehr Alternativen geboten werden, und die Forschung zu Empfingnisverhiitungsmitteln fiir
Minner zu unterstiitzen, um fiir Gleichberechtigung beim Zugang zu und bei der Nutzung von Empfingnisverhiitungs-
mitteln sowie fiir eine gemeinsam getragene Verantwortung zu sorgen;

113.  verlangt, dass Frauenrechtsverteidiger und Frauenrechtsorganisationen — einschlieflich Organisationen, die in den
Bereichen sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte sowie LGBTI+ titig sind — in der EU und
auf der ganzen Welt durch verstirkte und zweckgebundene Finanzhilfen im Rahmen des nichsten MFR unterstiitzt werden;
hebt ferner die finanziellen Schwierigkeiten hervor, mit denen die genannten Personen und Organisationen aufgrund der
derzeitigen Krise zu kimpfen haben, und fordert eine verstirkte finanzielle Unterstiitzung, damit ausreichende Mittel zur
Weiterfuhrung ihrer Arbeit vorhanden sind; ist zutiefst besorgt iiber die Gegenreaktionen gegen etablierte Frauenrechte und
die Gleichstellung der Geschlechter in einigen Mitgliedstaaten und insbesondere dariiber, dass in Polen versucht wird, die
Betreuung bei einem Schwangerschaftsabbruch in noch stirkerem Mafle zu kriminalisieren und den Zugang junger
Menschen zu einer umfassenden Sexualerzichung zu schwichen, und dass in Ungarn eine Reform verabschiedet wurde,
durch die die Rechte von Transgender-Personen und intergeschlechtlichen Personen untergraben werden; fordert eine
kontinuierliche Uberwachung des aktuellen Stands in Bezug auf die Frauenrechte und die Gleichstellung der Geschlechter —
auch in Bezug auf Desinformation und riickschrittliche Initiativen in allen Mitgliedstaaten — und ein Alarmsystem, mit dem
Riickschritte hervorgehoben werden; fordert die Kommission auf, Studien zu unterstiitzen, in deren Rahmen die
Zusammenhange zwischen demokratiefeindlichen Bewegungen und Angriffen und Desinformationskampagnen in Bezug
auf die Frauenrechte und die Geschlechtergleichstellung sowie in Bezug auf die Demokratie untersucht werden, und fordert
die Kommission auf, deren Grundursachen zu untersuchen und ihre Bemithungen darum, ihnen entgegenzuwirken, zu
verstirken, indem sie Faktenpriifungen, Gegennarrative und Sensibilisierungskampagnen entwickelt;

114.  fordert die Kommission auf, eine allgemeine Kampagne gegen die zunehmenden Ubergriffe durchzufiihren, denen
sich die genannten Personen und Organisationen ausgesetzt sehen, und fiir die Freilassung von Menschenrechts-
rechtsverteidigern zu sorgen und dabei Frauenrechtsverteidigern besondere Aufmerksamkeit zu widmen; fordert, dass die
Leitlinien der EU zu Menschenrechtsverteidigern umgehend um einen Anhang ergdnzt werden, mit dem darauf abgezielt
wird, zusatzliche Strategien und Instrumente anzuerkennen und auszuarbeiten, mit denen besser und wirksamer auf die
konkreten Situationen, Bedrohungen und Risikofaktoren, mit denen sich Verteidiger der Menschenrechte von Frauen
konfrontiert sehen, reagiert und diesen vorgebeugt werden kann;

115.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, Frauen zu schiitzen, die der Mehrfach-
diskriminierung besonders stark ausgesetzt sind, und dabei anzuerkennen, dass es sich iiberschneidende Formen der
Diskriminierung gibt, denen Frauen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer ethnischen Zugehorigkeit, ihrer Staatsangehorigkeit,
ihres Alters, einer Behinderung, ihres sozialen Status, ihrer sexuellen Ausrichtung und Geschlechtsidentitit oder ihres
Migrationsstatus ausgesetzt sind, und dafiir zu sorgen, dass bei den umgesetzten Mafnahmen die spezifischen Bediirfnisse
der genannten Gruppen beriicksichtigt werden und darauf eingegangen wird;
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116.  weist auf seine Entschliefung vom 12. Februar 2019 zur Notwendigkeit eines verstirkten strategischen Rahmens
der EU fiir nationale Strategien zur Integration der Roma fiir die Zeit nach 2020 (*') hin, in der es heifst, dass beim Zugang
zu Beschiftigung in den meisten Mitgliedstaaten keine Verbesserung festgestellt wurde, dass die Wohnsituation nach wie vor
schwierig ist und hinsichtlich der Armutsbekdmpfung lediglich geringe Fortschritte erzielt wurden und dass innerhalb des
EU-Rahmens eine starke Geschlechterdimension erforderlich ist; ist besorgt angesichts der Hetze gegen Roma im
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie und der zusitzlichen Einschrankungen, die einige Mitgliedstaaten eingefiihrt
haben, um Roma-Gemeinschaften unter Quarantine zu stellen, und befurchtet nachteilige Auswirkungen auf die
schutzbediirftigsten Gruppen unter den Roma wie Madchen, junge Frauen, altere Frauen, Menschen mit Behinderungen
oder LGBTIQ+-Personen; begriifit die Annahme des strategischen Rahmens der EU zur Gleichstellung und Inklusion der
Roma, mit dem es ermoglicht wird, die Auswirkungen des Coronavirus auf Roma-Gemeinschaften zu untersuchen und
Mafinahmen zur Verhinderung von gegen diese gerichteten Gegenreaktionen zu ergreifen;

117. fordert die Kommission nachdriicklich auf, einen konkreten Rahmen fiir die Rechte und den Schutz von
Sexarbeiterinnen und Sexarbeitern wihrend und nach einer Krise einzufithren; beharrt ferner darauf, dass es wichtig ist,
Mafinahmen und Strategien aufzunehmen, mit denen gegen die Diskriminierung vorgegangen wird, der Sexarbeiterinnen
und Sexarbeiter beim Zugang zu Finanzmitteln, Wohnraum, Gesundheitsversorgung, Bildung und sonstigen Diensten
ausgesetzt sind;

118.  betont, dass die audiovisuellen Medien und Printmedien einen Bereich mit einem erheblichen kulturellen,
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Stellenwert bilden und die Gesellschaft und die Kultur sowohl widerspiegeln als auch
pragen; bedauert, dass Frauen in entscheidenden kreativen Positionen in diesem Bereich stark unterreprésentiert sind, unter
anderem in der Filmindustrie in Europa und auf der ganzen Welt; fordert die Kommission auf, gegen Geschlechterstereotype
in den Medien vorzugehen und geschlechtergerechte Inhalte zu fordern; betont, wie wichtig es ist, die Medienkompetenz zu
fordern und geschlechtersensible Initiativen zur Medienerziehung fiir alle relevanten Akteure bereitzustellen; fordert die
Mitgliedstaaten auf, Rechtsvorschriften zu erlassen, mit denen sexistische Werbung in den Medien verboten wird, und in
Ausbildungseinrichtungen fur Journalismus, Kommunikation, Medien und Werbung Schulungen und praktischen
Unterricht zum Vorgehen gegen Geschlechterstereotype zu fordern; fordert die Kommission auf, den Austausch iiber
bewihrte Verfahren zur Bekdmpfung sexistischer Werbung zu unterstiitzen; fordert die Mitgliedstaaten auf, Manahmen zur
Beseitigung der anhaltenden Ungleichheiten im gesamten audiovisuellen Bereich auszuarbeiten und umzusetzen, um Frauen
und Midchen Chancen zu bieten und diese Chancen zu verbessern;

Gleichstellung der Geschlechter im Rahmen der AufSenbeziehungen

119.  fordert im Einklang mit Artikel 8 AEUV, in dem festgelegt ist, dass die EU bei allen ihren Tatigkeiten darauf
hinwirkt, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von Ménnern und Frauen zu fordern, dass die innen- und
auflenpolitischen Mafnahmen der EU in Bezug auf die Prinzipien der Mehrfachdiskriminierung, des Gender Mainstreamings
und der Gleichstellung der Geschlechter, die Bekimpfung von Geschlechterstereotypen und -normen, schidlichen Praktiken
und diskriminierenden Gesetzen sowie die Forderung der gleichberechtigten Wahrnehmung sidmtlicher Menschenrechte
durch Frauen im Rahmen der Aufenbeziehungen kohirent sind und sich gegenseitig verstirken; hebt in diesem
Zusammenhang insbesondere die Handelspolitik, die Entwicklungszusammenarbeit und die Menschenrechtspolitik der EU
hervor; betont, dass der Stirkung der Position der Frau bei der wirksamen Umsetzung der Entwicklungspolitik eine
vorrangige Rolle zukommt; weist erneut auf den Stellenwert der Bildung fir die Starkung der Position von Frauen und
Midchen in der EU und in ihren Partnerldndern hin; hebt hervor, dass nicht nur ein Recht auf Bildung besteht, sondern dass
Bildung auch ein entscheidendes Instrument zum Vorgehen gegen Frith- und Zwangsehen und gegen Schwangerschaften
Minderjahriger ist; beharrt darauf, dass es im Rahmen der Aufenpolitik der EU Prioritdt haben muss, dazu beizutragen, dass
Midchen in Partnerldndern weiterhin zur Schule gehen und ihre Ausbildung fortsetzen; begriifSt das abermalige Bekenntnis
zu den Rechten von Madchen und Frauen und den Verweis auf die Ziele fiir nachhaltige Entwicklung, insbesondere auf das
Ziel Nr. 5 als wesentlichen Rahmen fiir die Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter;

120.  fordert die Kommission auf, die vollstindige Umsetzung der Aktionsplattform von Peking, des Aktionsprogramms
der ICPD und der Ergebnisse ihrer Uberpriifungskonferenzen sowie simtlicher Ziele fiir nachhaltige Entwicklung —
einschlieflich der Zielvorgabe 7 des Ziels Nr. 3 und der Zielvorgabe 6 des Ziels Nr. 5 — sowohl innerhalb als auch
auferhalb der EU zusammen mit den Mitgliedstaaten unter Verwendung von Indikatoren, die mit dem globalem
Indikatorrahmen der Vereinten Nationen fiir die Ziele fur nachhaltige Entwicklung im Einklang stehen, zu iiberwachen und
auf sie hinzuarbeiten;

121.  begriiffit den neuen dritten Aktionsplan fur die Gleichstellung (GAP III) als ein wesentliches Instrument zur
Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Stirkung der Position von Frauen und Madchen im Rahmen der
AufSenbeziehungen ist; betont, dass das Dokument mit klaren, messbaren und zeitgebundenen Indikatoren einhergehen
muss, wobei unter anderem den verschiedenen Akteuren Aufgaben und Zustindigkeiten zuzuweisen sind; begriif$t, dass in
dem neuen Aktionsplan das Ziel, gemifl dem 85 % aller neuen Programme zur Geschlechtergleichstellung beitragen sollen,
beibehalten wird; bedauert, dass das neue Ziel, gemdff dem die Geschlechtergleichstellung das Hauptziel von 20 % der
Programme sein soll, nicht eingefihrt wurde; verlangt, dass der Geschlechtergleichstellung und den Frauenrechten in diesem

(*  Angenommene Texte, P§_TA(2019)0075.
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Sinne im Rahmen des neuen Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale
Zusammenarbeit bei allen geografischen und thematischen Programmen Prioritdt eingerdumt wird; begriiflt, dass die
institutionelle Kultur der Kommissionsdienststellen und des Europidischen Auswirtigen Dienstes verdndert wurde, damit
den Verpflichtungen der EU in Bezug auf die Frauenrechte und die Gleichstellung der Geschlechter wirksamer
nachgekommen werden kann;

122.  fordert die Kommission auf, die Funktion der EU als Katalysator fiir die Gleichstellung der Geschlechter auf der
ganzen Welt weiter zu stirken;

123.  fordert die Kommission auf, ein tiefgreifenderes Verstindnis der besonderen Bediirfnisse erwachsener und
minderjahriger Migrantinnen und Asylbewerberinnen beim Zugang zu Unterstiitzung in den Bereichen Gesundheit und
Bildung und zu einer finanziellen Absicherung zu férdern, um das Risiko zu verringern, dass sie ausgebeutet werden, und
um die Wahrung ihrer Rechte zu gewihrleisten;

124, stellt fest, dass sich die Kommission mit der besonderen Situation im Zusammenhang mit dem Schutz von Frauen
vor geschlechtsspezifischer Gewalt in Aufnahmeeinrichtungen fiir Migranten und Asylbewerber befassen muss, und fordert,
dass die Infrastruktur fir Frauen und Madchen angepasst wird und das Personal in diesen Einrichtungen erforderlichenfalls
angemessen geschult wird;

125.  begriiflt eine werteorientierte EU-Handelspolitik, in deren Rahmen die Arbeitnehmer- und die Umweltrechte in
hohem Maf§ geschiitzt und die Grundfreiheiten und Menschenrechte — einschlielich der Gleichstellung der Geschlechter —
geachtet werden; weist erneut darauf hin, dass die Geschlechtergleichstellung in allen Handels- und Investitionsabkommen
der EU durchgingig beriicksichtigt werden muss und dass diese ein ambitioniertes und durchsetzbares Kapitel iber Handel
und nachhaltige Entwicklung enthalten miissen; begriifft die Zusage der Kommission, dafiir zu sorgen, dass in das
modernisierte Assoziierungsabkommen mit Chile erstmals ein spezifisches Kapitel iiber Handel und die Gleichstellung der
Geschlechter aufgenommen wird, und sich dabei auf bestehende internationale Vorbilder zu stiitzen;

126.  bekraftigt seine kontinuierliche Unterstiitzung der Arbeit der Kommission in diesem Bereich;
)
o o

127.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.



	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. Januar 2021 zu der EU-Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter (2019/2169(INI))

